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Wertbestan
Sicherung öer Nertbestanöigkett öes Acbelts-

einkommens.
Von S. Aufkäufer.

Durch den Sturz der Mark, wie er sich seit Juni in geradezu

katastrophaler Weise vollzogen hat, sind wohl die letzten Jllu»

sionen, als könnte die Mark überhaupt noch als Wertmesser

erhalten werden, zerstört worden. Wir hatten bereits Ende

des Jahres 1922 (siehe „AfA-Bundeszeitung" Nr. 12 vom

1. Dezember 1922, „Die Steigerung der Produktion") mit

allem Nachdruck darauf verwiesen, daß wir uns in einer

Währungskatastrophe befinden, der von der Produktionsseite

her allein nicht beizukommen ist, wenn nicht zunächst durch

eine steuerliche Erfassung des Besitzes und die Verwirklichung

der von uns vorgeschlagenen Stabilisierungsmaßnahmen wie¬

derum reale Grundlagen für den Reichsfinanzetat geschaffen

werden. Wenn es nur auf die Steigerung der Produktion

und eine vermehrte Ausfuhr angekommen wäre, dann hätte

fich auch die deutsche Reichsmark unmöglich in dem Mnße ent¬

werten dürfen, wie es heute der Fall ist. Die völlig irrefüh¬
rende Statistik der deutschen Handelsbilanz kann nicht dar¬

über hinwegtäuschen, daß auch heute etwa ein Drittel unserer

Produktion ausgeführt wird. Wenn aber andererseits die

Gegenwerte für diese Ausfuhr und damit auch die Erträg¬

nisse aus deutscher Arbeit und aus gesteigerter Produktion
von deutschen Unternehmern im Ausland angelegt werden

oder sich in allen möglichen internationalen Transaktionen

verflüchtigen, so braucht man sich über das unerhörte Sinken

der deutschen Valuta nicht zu wundern. Dieselben Kreise der

Schwerindustrie, die im November nnd Dezember 1922 nach

vermehrter Arbeit, nach gesteigerter Produktion und nach der

Aufhebung des Achtstundentages gerufen haben, haben gleich¬

zeitig auch nach wie vor durch eine systematische Flucht vor

der Mark und eine Steuerdrückebergerei schlimmster Art dazu

beigetragen, den vollkommenen Verfall unserer Währung her¬

beizuführen. Auch der gelegentliche Stützungsversnch, den die

Reichsregierung Cuno im Frühjahr 1923 unter Aufbietung
der Goldreserven der Reichsbank unternommen hat, mußte
einer unersättlichen Valutaspekulation der besitzenden Klasse
in Deutschland zum Opfer fallen, da die Reqierung alles

verabsäumt hatte, um in Verbindung mit der Intervention

der Reichsbank auch eine Verschärfung der D^ulZenverord-
nung und eine zentrale Bewirtschaftung der Devisen herbei¬

zuführen. Inzwischen hat sich der gesamte Kapitalverkehr in

Deutschland von der Papiermarkrechnung völlig sreigemacht,
um zur Goldrechnung überzugehen. Die „Frankfurter Zei¬

tung" charakterisiert unsere besitzenden Kreise richtig, wenn sie

schreibt: Sie rechnen in Gold, sie kalkulieren in Gold und fie
verdienen in Gold," Lediglich die Lohn» und Gehaltsemp¬

fänger erhalten nach wie vor ihr Arbeitseinkommen nach

Papiermark berechnet und sie merden damit das Opfer einer

dauernden und wachsenden Geldentwertung. Atte Tarife und

Lohnbewegungen konnten es nicht inehr verhindern, daß die

Reallöhne immer tiefer gesunken sind. Der Marksturz im

Juni hat schließlich das Unheil bis zum unerträglichen ge»

steigert. Unser AsA-Vorstand und der Ausschuß des AfA-

Bundes glaubten dieser Entwicklung nicht mehr länger zu¬

sehen zu dürsen. „Bis hierher und uicht weiter!" Das war

die klare Parole, die aus den beiden Kundgebungen hervor¬

geht, die wir nachstehend nochmals zum Abdruck bringen,

nachdem sie in den letzten Wochen bereits in dcr gesamten

Tagespresse einen lebhaften Widerhall gefunden hatten.

Das neue L o h n s y st e m.

Ungeachtet aller Vorurteile, Einwendungen und Wider¬

stände, wie sie auch in gewerkschaftlichen Kreisen znm Ausdruck

kamen, hat der AfA-Bund den entschlosscncn Willcn bekuudet,

mit der bisherigen Lohnpolitik zu brechen und eincn ncuen

Weg aufzuzeigen, der dcn Arbeitnehmern die Erhaltung der

Kaufkraft eines einmal vereinbarten Lohnes für die Dauer

des Lohnabkommens sicherstellt. Unsere Lcitsätzc zeigen, daß

das Arbeitseinkommen geteilt wcrden soll in cinen Grund-

lohn uud einen beweglichen Teueruugszufchlag, dcr all¬

wöchentlich nach den tatsächlichen Lcbcnshaltiiiigskosten er¬

mittelt wird. Der Grundlohn, der bei jedem neuen Lohn»

abkommcn erneut festzustellen und nbzuschließsn ist, kaun nach

wie vor nur auf dem gewerkschaftiichcn Wcgc erreicht, ivcnn

es sein muß, erkämpft werden. Dcr Teiicriiugszuschlcig da¬

gegen würde künftig automatisch hinzukommen.

Der Gruudlohn.

Als Basis für den Grundlohn kann natürlich nicht dcr der¬

zeitig überaus niedrigere Realtohn gcnmninen werden, wie

er in den Junigehältern (1923) für die meisten Arbeitnehmer

besteht. Nachdem die Lohn- und Tarifbewegung von dem

ganzen Ballast der Geldentwertung befrcit ist, miissen die Gc-

werkschaftssunktionäre jetzt mit um so größcrem Nachdruck

bei jeder neuen Verhandlung (und es empfiehlt sich zunächst

kurzfristige Tarife von etwa vier Wochcn abzuschließen) für

die Steigerüng des Grundlohncs wirken. Die eingehcnden

Beratungen im AfA-Bund haben auch ergeben, daß es nicht

inöglich ist, etwa von einer Zentrale für alle Berufe dcr An¬

gestellten einen gleichen Ausgangspunkt für die Festsetzung

des Grundlohnes vorschreiben zn können. Abgcschcn davon,
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daß die Krast dcr organisierten Angestellten nicht in allen

Berufen nnd nicht an allen Orten glcich stark ist, hat sich auch
dcr Rcallohn in den verschiedenen Gruppen, gemessen am

Fricdcnsrcallohn, ganz verschieden entwickelt. Es kann all-

gcmcin gesagt wcrden, daß bei den qualifizierten Arbeits¬

kräften der Renllohn am meisten gesunken ist. Es wird also

auch bci dcm Ausboten des früberen Reallohnes nicht überall

in demselben Tenrpo verfahren werden können. Das Ziel

ist für alle Gruppen, in möglichft kurzcr Zeit dcm Friedens»

reallohn zuzustreben. Diescr Kampf kann und muß aber in

Etappen, d. h. von Tarifperiode zu Tarifperiode geführt wer¬

den. Aus den Richtlinien, die die Verbände ihren Funktio¬
nären geben, gcht hervor, daß die Verhändlcr, bevor sie ihre
Forderung für den Grundlohn aufstellen, sich eine genaue

Ucbcrsicht über die Entwicklung des Reallohnes für einen be¬

stimmten Angcstelltentnp seit dcr Friedenszeit verschaffen
müssen, um dann den Monat festzustellen, den fie zum Aus¬

gangspunkt ihrer Forderung machen. Wcnn von irgend¬
welchen Stellen, die den jetzigen schweren Lohnkampf zum

Gegenstand parteipolitischer Agitation machen wollen, ver¬

langt wird, im nächsten Tariskampf sofort, d. h. auf einen

Hieb, die Wiederherstellung des Friedensrcallohnes durchzu¬
setzen, so genügt cs, solche Demonstrationen lediglich zu kenn-

zeichncn, nm die denkenden Arbeitnehmer vor diefen salschen
Freunden warnen zu können.

Der bewegliche Teuerungsfaktor.

Neben der Vereinbarung über den Grundlohn muß der

Tarif künftig eine Wertbeständigkeitsklausel enthalten, die

etwa folgenden Wortlaut haben kann:

Das Gehalt errechnet fich jeweils aus dem Grundgehalt, das

sich für die einzelne Angestelltengruppe aus der nachstehenden
Tariftabelle ergibt, multipliziert mit einer Meßziffer. Die

Meßzifscr ist gleich dem letzten vor der Gehaltszahlung ver¬

öffentlichten amtlichen Lebenshaltungsindex zuzüglich 25 Proz.
der Spanne zwischen Lebenshaltungs- und Großhandelsindex.

Ucbcr den für diese Klausel anzuwendenden Index sind im

folgenden Abschnitt Hinweise gegeben. Dicser Teuerungszu¬
schlag würde natürlich auch wiederum illusorisch gemacht,
wenn er etwa nach der jetzt für die Angestellten üblichen Ge-

Haltszahlungsfrist jeweils nachträglich am Ende des Monats

zur Auszahlung kommen mürde, d. h. in entwerteter Mark.

Der Index.
Als Mcßziffcr für die Geldentwertung kann nur der Lebens-

hallungsindex zugrunde gelegt werden. Soweit der amtliche
Reichsindcx bisher noch mangelhaft war, wird bereits an

scincr Verbesserung gearbeitet und vor allem ist seine all¬

wöchentliche Verösfentlichung statt der bisher monatlichen für
dcn Monat Juli bereits eingeführt. Nach dcn bisherigen Ver¬

handlungen mit der Reichsregierung soll der Index jeden
Mittwoch veröffentlicht werden, so daß der Zuschlag bereits

am Lohnzahlungstag derselben Woche, am Freitag, zur Aus¬

zahlung gelangen kann. Obwohl bei den bisherigen Verhand¬
lungen der Spitzenorganisationen mit der Regierung für eine

Verbesserung des Lebenshaltungsindex sowohl in bezug auf
dic Warenarten und Warenmengen als auch auf die be¬

schleunigte Veröffentlichung erreicht worden ist, so bleibt doch
noch zu beachten, daß der Lebenshaltungsindex für die zurück¬
liegende Zcit festgestellt wird, während die Löhne für die

kommende Zeit bestimmt sind. Hier ist deshalb neben dem

Lcbenshaliungsindex ein Korrekturfaktor nötig, der auch einer

zu erwartenden Teuerung einigermaßen Rechnung trägt. Es

cmpfichlt sich deshalb, die tariflich? Vereinbarung dahin zu

treffen, daß der Lebenshaltungsindex kombiniert wird mit

dem Großhandelsindex etwa so, daß zu der Steigerungs-
ziffcr des Lebenshaltungsindex noch 25 Proz. der Spannung
zwischen Großhandels- und Lebenshaltungsindex hinzUgenom-
men werden. Eins andere Lösung dieser Frage ift auch ge¬

geben, wenn etwa die Steigerungskurve des Lebenshaltungs-
index aus der Crmittlungswoche schätzungsweise für die fol¬
gende Woche weitergeführt mird und daraus der entsprechende
Zuschlag zum Lebenshaltungsindex errechnet mird.

Cs inuß in diesem Zusammenhang davor gewarnt werden,

daß sich die Kollegen auf die von Untexnehmerseite wiederholt

angeregten Valuta-Jndex-Versahren einlassen. Ein solcher von

der Spekulation getragener Index birgt bei vorübergehenden
Stützungsaktionen oder bei einer späteren endgültigen Stabili¬

sierung unserer Währung große Gefahren für die Lohnentwick¬
lung in sich. Im Falle eincs Sinkens des Dollars steigen die

Preise für den deutschen Konsumenten weiter. Ein Stillstand
der Löhne würde in solchen Augenblicken zum Verhängnis
werden. Auch alle innerpolitischen Momente für die Preis¬
gestaltung, wie wir sie in nächster Zeit bei den Wohnungs¬
mieten, bei den Brotpreisen usw. beobachten können, blieben

beim Dollarindex unberücksichtigt. Ebenso sind Goldzollaufgeld
oder der Goldankaufspreis, wie ihn die Reichsbank aus dem

Papier festfetzt, als Meßzisfern für den Lohn bedenklich.

Zentrale Vorbereitungen.
Die Anwendung des Jndexverfahrens für alle Tarife könnte

nach den Vorschlägen des AfA-Bundes durch Gesetz gewähr¬
leistet sein. Da diese Forderungen aber bisher nicht einheit¬
lich von allen Gewerkschaften unterstützt sind, ist die Aussicht
auf ihre Verwirklichung gering. Der weitere Weg, durch zen¬
trale Vereinbarung über die Zentralarbeitsgemeinschaft die

Anwendung der Indexklausel für die Tarifverträge allgemein
zu sichern, hat bisher auch noch kein Ergebnis gezeitigt, da —>

kurz gesagt — das organisierte Unternehmertum nicht will.

Auch der dritte Weg, durch Einführung wertbeständiger Löhne
sür Arbeiter, Angestellte und Beamte in öffentlichen Betrieben

das neue Lohnsystem zu verwirklichen, hat bisher noch keinen

vollen Erfolg gezeitigt. Die Reichsregierung hat wohl all¬

gemein erklärt (Reichstagsverhandlung vom 7. Juli), daß sie
dem Grundgedanken einer schnelleren und besseren Anpassung
der Löhne und Gehälter an die Geldentwertung zustimme,

ohne aber im einzelnen Erklärungen für die Durchführung ab¬

zugeben. Die einzig positive Erklärung des Reichsarbeits¬
ministers ging dahin, daß Tarife mit Wertbeständigkeits¬
klauseln, soweit im übrigen die Voraussetzungen erfüllt sind,
rechtsverbindlich erklärt werden können.

Ob die weiteren vom Arbeitsminister in Aussicht gestellten
zentralen Verhandlungen mit den Unternehmern mehr Erfolg

haben werden als bisher, muß einstweilen bezweifelt werden-.

Es kommt deshalb alles darauf an, nunmehr die Frage der

wertbeständigen Löhne aus dem Stadium theoretischer Dis¬

kussion herauszunehmen und sie bei den Tarifverhandlungen
selbst in die Praxis umzusetzen. Die Widerstände des Unter¬

nehmertums werden durch Verhandlungen allein — und

mögen uns die besten Argumente zur Seite stehen — nicht
überwunden werden können. Es gilt auch hier zu kämpfen,
je geschlossener und konzentrierter die Arbeitnehmer diesen
Kampf zu führen wissen, um so sicherer wird der Erfolg sein.

Beschluß SeS AfA-VorZlanöeS.
Die wachsende Beunruhigung aller arbeitenden Boiksschichten übcr

das unerträglich gewordene Versinken der Ncallöhne hat dcn AfA»!

Vorstand veranlaßt, erneut in eingehende Beratungen über das Lohn¬

problem einzutreten. Nach Aussprachen mit zahlreichen Depu»
tätionen aus dem ganzen Lande und Beratungen mit volkswirtschaft¬

lichen Sachverständigen ist der AfA-Borstand zu dem Ergebnis ge¬

kommen, daß sowohl hinsichtlich der Lohnforderungen als auch der

organisatorischen Voraussetzungen für die Lohnbewegungen die Ein¬

stellung der gewerkschaftlichen Lohnpolitik auf die durch den Zu¬

sammenbruch der Stützungsaktion entstandene Lage notwcndig ist.,

Die in den letzten Monaten unternommene Aktion zur Süitzung

der Mark ist völlig gescheitert, da es die Reichsregierung unterlassen

hat, neben der Intervention durch die Reichsbank auch die vou dsn

freien Gewerkschaften geforderten gesetzlichen Vorschriften gegen die

Devisenspekulation, und eine zentrale Bewirtschaftung der Devisen

zu veranlassen. Abgesehen von diesen fehlenden Sicherungen ist aber

die Stützungsaktion ein Opfer der von maßgebenden kapitalistischen
Kreisen geübten Sabotage geworden. Damit sind die letzten Dämm«

eingerissen, um die Mark sls Wertmesser erhalten zu könn-!'., u"d es

kann nunmehr auch dsn Lohn- und Gehalisempfängern nicht mehr
zugemutet werden, ihrem Arbeitseinkommen die Papiermarkrechnung

zugrunde zu legen, während Industrie, Handel Landwirtschast und

Finanzkopttal längst zur Rechnung in wertbeftündiger Währung

übergegangen sind.
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Der AfA-Bund empfiehlt deshalb seinen angeschlossenen Verbänden,

für die künftige Lohnregelung dle

Sicherung der WertbestSMgkeii des Arbeitseinkommens

gu verlangen, wobei allerdings die heutigen stark verminderten

Reallöhne nicht als Ausgangspunkt genommen werden können. Eine

allgemeine gesetzliche Regelung, wie ste gelegentlich für die

gleitende Lohnskala von anderer Seite gefordert worden war, lehnt

«er AfA-Borstand nach wie oor ab, da abgesehen von anderen Be»

denken die Ablösung des gewerkschaftlichen Lohnkampfes durch ein«

rein gesetzliche Regelung bei den heutigen Mehrhsitsoerhältnissen

der Parlamente zum Schaden der Angestellten ausschlagen müßte.

Di« Wertbeständigkeit des Arbeitseinkommens ist vielmehr durch

tarif vertragliche Regelung für die Dauer des Lohn» oder

Gehaltsabkommens zu sichern.
Um in den Lohnbewegungen der Angestellten zu einer gesteigerten

gewerkschaftlichen Kraftentfaltung zu gelangen, hat der AfA-Borstand

VM tmgeschlossenen Verbänden Vorschläge unterbreitet, durch die es

ermöglicht wird, aus breitester Grundlage örtlich und zentral ein Zu,

fammenmirken der einzelnen Organisationen zu erzielen, bei dem aber

nach wie vor die Berufsverbände Träger der Lohnbewegung bleiben.

Die besonderen organisatorischen Mahnahmen, durch die vor allem

auch eine Konzentration in den örtlichen Lohnbewegungen erzielt

werden soll, sind zurzeit Gegenstand der Beratung in den einzelnen

Zentralvorständen. Mit den Ergebnissen dieser Beratungen wird

sich in den nächsten Tagen eine Ausschußsitzung des AfA-Bundes be»

schaftigen."
Allgemeiner freier Angestelltenbund.

Der Vorstand:

Anfhäuser. Süß. Stähr.

Beschluß öes AfA-Vunöesausschusses.
Der Besitz hat die Flucht aus der Papiermark vollzogen. Die ein»

settige Goldrechnung hat zur Stärkung des Sachwertbesitzes auf

Kosten der auf Papiermarkeinkommen gestellten Volksschichten ge»

führt. Angestellte, Beamte, Arbeiter, alle Klein- und Sozialrentner,

Träger der Wissenschaft, der Kunst, Schriftsteller, Redakteure, Aerzte.

Rechtsanwälte und zahlreiche andere Angehörige der freien Beruf«

erleben bei jedem Marksturz ein sofortiges Herabsinken von ihrer bis»

herigen Lebenshaltung. Dies bedeutet Verelendung. Die bisherig«

Papierberechnung des Arbeitseinkommens, der Rente und Unter»

stützung führt zur Herabdrückung der Bezahlung, insbesondere auch

der gelernten Arbeitskraft. Die dadurch erzeugte Verminderung

der Volkskaufkraft bedeutet eine Schädigung der Lebenshöhe und

Arbeitsmöglichkeit Deutschlands, die weit über die Wertvernich»

tungen durch den Krieg und Folgen der Niederlage hinausgeht.

Dieser Zustand wurde verschärft durch eine völlig verfehlte

Finanz» und Währungspolitik, welche nicht nur die Deckung von

Reichs» und Staatsausgaben durch fortschreitende Enteignung aller

Besitzer und Empfänger von Papiermark vollzog, sondern diese In»

fKUionssteuer (Entziehung von Kaufkraft bei allen Besitzern von

Papiermark oder Papiermartforderungen durch massenhaften Neu»

druck oon Noten) auch zugunsten aller Waren» und sonstigen Sach»

wertbesitzer erhob und so weitgehend zu einer unzweckmäßigen

volkswirtschaftlichen Organisation geführt hat.

Der AfA-Ausschuß begrüßt es deshalb, daß der Borstand des

AfA-Bundes die Initiative ergriffen hat, um dnrch eine Neugestal¬

tung der gewerkschaftlichen Lohnpolitik wieder eine feste Grundlage

für die Entwicklung des Realeinkommens aller arbeitenden Volks¬

schichten zu schaffen. Das zeit» und kraftraubende dauernde Ver»

handeln um ein Nachhinken der Löhne hinter der allgemeinen Geld»

«ntroertung muh abgelöst merden durch ein System der Sich«»

rung der Wertbeständigkeit des Arbeitsein¬

kommens. Hierfür stellt der AfA»Bund folgende Richtlinien auf:

il. Ausgangsxunki der Lohnsestsehung.
Als erster Schritt ist das weitere Sinken des Arbeitssmkommens

durch Ge'!«ntwertung zu verhindern. Hierzu wird empfohlen:

Ausgangspunkt aller Lohnverhandlungen ist vorerst der tarif»

lich festgesetzte Lohn. Welcher Monat dieses oder eines früheren

Jahres dabei zur Grundlage zu nehmen ist, bestimmt je nach den

BerufsverhSltnissen der einzelne Aerbcmd. Der Grundlohn wird

jeweils für die Dauer des tariflichen Lohn» oder Gehaltabkom»

mens neu vereinbart.

L. Anpassung an die Geldwerkschmankungen.

d) Die mährend der Tartfperiode eintretende Veränderung der

Kaufkraft ist durch bewegliche Zuschläge zum Grundlohn aus»

zugleichen. Diese Zuschlögs haben nach einem der Geldent¬

wertung entsprechen«« Index zu erfolgen.
K) Der Lebenshaltungsindex (im wesentlichen auf den Klein«

Handelspreisen aufgebaut) bleibt be! schneller Veränderung der

Valuta hinter den tatsächlichen Lebenshaltungskosten leicht

zurück. Der Großhandelsindex folgt im ganzen der Valuta.

Eine wirkliche Anpassung an die Geldentwertung kann durch

Verbindung der Mehziffern oder durch Verwendung einer der¬

selben, jedoch unter Berücksichtigung der zu erwartenden Ver¬

änderung, gefunden werden, etwa im Verhältnis der prozen,

Walen Veränderung, welche in der eben vorhergegangenen

Lohnpsriode eingetreten ist.
c) Der Lebenshaltungsindex des Statistischen Reichsamtes ift in

seiner gegenwärtigen Gestalt nicht brauchbar, weil cr sowohl
m Warenarben und -mengen der notwendigen Lebenshaltung

nicht entspricht, wie auch viel zu langsam zusammcngcsdcllt und

veröffentlicht wird.

Der AfA-Bund fordert deshalb von der Reichsregierung die un¬

verzügliche Abänderung des Index in der Weise, daß seine Gestal¬

tung den wirklichen Lebensverhältnissen des Arbcitnchniers ein»

schließlich eines gewissen kulturellen Mindestbedarfs entspricht, sein«

Zahlen dem tatsächlichen Geldwert bei Veröffentlichung entsprechen
und diese Veröffentlichung allwöchentlich jeden Mittwoch erfolgt.

Bei Festsetzung und Durchführung des ncucn Index sind von vorn¬

herein Vertreter aller Arbeiinslnncrfchichten maßgebend mit zu be¬

teiligen.
3. Schuh vor Entwertung Zimschen den Gehaltzahlungsfrlsiei,.

Die frühere und teilweise noch jetzt übliche Gehaltzahlung für

längere Frist entspricht nicht den heutigen Geldwertschwankungcn,

vielmehr ist zur Wertbeständigkeitserhaltung notwendig:

s) Verkürzung der Gehalizahlungsfristcn allermindestens auf

vierzehn Tags,
b) Für größere Anschaffungen (Kleidung, Hausrat, Brennstoff

ufw.) bedeutet Rücklage von Lohnteilen in Papicrinark heute

fast regelmäßig Verlust und schließlich Unmöglichkeit der An¬

schaffung, Deshalb muß die Möglichkeit geschaffen werden,

diese Lohn» und Gehaltteile wertbeständig anzulegen. Hierfür

bedarf es der Einrichtung wertbeständiger Sparanlagen,

4. Art des Vorgehens.
Dsr AfA-Bund hält es fllr dringend notwendig, daß zunächst alle

Tarifverträge auf der Grundlage der Wertbeständigerhaltung der

vereinbarten Lohnhöhe oon vornherein abgeschlossen werdcn.

Dsr AfA-Bund erwartet weiter von den zuständigen Reichs- und

LänÄcrbehörden, daß sie die Schlichtungsausschüsse inr Sinne der

Punkte 1, 2 und 3 anweisen.

Insbesondere sind diese Grundsätze auch für die Arbeitnehmer

des Reichs, der Länder und sonstigen öffentlichen Körperschaften

sofort anzuwenden.
Darüber hinaus ist die Erhaltung dsr Wertbcständigkeit für Ar¬

beitsentgelt aller Art sowie für Sozialrenten und Unterstützungen

gesetzlich im Sinne unserer Richtlinien festzulegen. Dies ift ins¬

besondere unbedingt erforderlich im Interesse solcher Arbeitnehmer¬

gruppen, die zum Abschluß von Tarifverträgen zu schwach sind,

sowie derjenigen Volkskreise, die infolge der Geldentwertung neuer»

dings von ihrer bisherigen Lohnhöhe immer tiefer herabgedrückt
werden.

Der AfA-Bund richtet an die voliiiscl>en Parteien das Verlangen,

schleunigst fllr eine solche gesetzliche Festsetzung zur Sicherung der

wirtschaftlich Schwächsten und insbesondere auch der neuerding«

Proletarisiecten einzutreten.
* .

*

Die Verwirklichung der hier vorgesehenen Lohnregslung kann und

soll nicht etwa ein Ende der Lohnbewegungen, sondern die Wieder»

Herstellung ihrer normalen Grundlage bringen. Die Kräfte der

Gewerkschasten werden wieder frei für ihre eigentliche Aufgabe:

Kampf um di« Steigerung des Anteils der Arbeit

am Produktionsertrag.

Resolution öes ASSS.-Bunöesausschusses
zur Äohnfrage.

Die Entwertung der Papiermark ist seit der Besetzung des Ruhr»

gebiets in so rapidem Maße erfolgt, dah die Anpassung der Löhn«

an die stetig sinkende Kaufkraft des Geldes noch weniger als zuvor

Schritt zu halten vermag. Die Folge dieses Mißverhältnisses ist

eine fortschreitende Verelendung der Lage der Arbeiter, ein Abbau

der Substanz der Arbeitskraft, eine starke Schwächung der Konsum¬

kraft der breiten Massen der Bevölkerung und somit eine ernstlich«

Gefährdung der deutschen Wirtschaft.
Der Ausschuß des ADGB. lzot eingehend alle Mittel und Wege

zur rascheren Angleichung der Löhne an die Teuerung geprüft und

empfiehlt den Gewerkschaften, die Tarifverträge mit einer Klausel

zu versehen, die den vereinbarten Löhnen innerhalb Zeder Tarif¬

pertode die Erhaltung ihrer Kaufkraft sichert. Als Bsrechnungs-

grundlage für die Aufwertung des Lohncs am Zahltage ist eine amt¬

liche Mehziffer einzuführen, die die wirkliche Steigerung der Lebens»
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Haltungskosten voll zum Ausdruck bringt. Diese Mehzifser muß

wöchentlich festgestellt und möglichst kurz vor dem Lohnzahltage im

ganzen Reich veröffentlicht werden. Als Tag der Veröffentlichung

empfiehlt sich am besten der Mittwoch.

Die Anwendunq der amtlichen Meßziffer auf dle Erhöhung der

Löhne während der Tarisdauer ist möglichst durch zentrale Verein¬

barungen für alle Arbeiter und Angestellten zu sichern. Für die Ar¬

beiter und Angestellten der öffentlichen Betriebe fordert der Bundes¬

ausschuh die sofortige Anwendung durch Gesetze oder Verordnung.

Der Bundesausschuh ist nicht im Zweifel darüber, daß durch diese

Mahnahme allein die unbedingt notwendige Wiederherstellung der

früheren Lebenshaltung der Arbeitnehmerschaft noch nicht erreicht

ist. Diese ist aber unbedingt anzustreben, auch im Interesse der

Wiederherstellung der deutschen Arbeitskraft, die infolge der bis¬

herigen Wirtschaftspolitik des Unternehmertums aufs Suherste ge¬

fährdet Ist.
Der Bundesausschuh macht es deshalb den Gewerkschasten zur

Pflicht, nicht nur jedes weitere Abwärtsgleiten der Löhne zu ver-

hindern, sondern auch nach wie vor auf eine Erhöhung des Real-

lohnes hinzuwirken und die Kaufkrast der errungenen Löhne zu

sichern.

Sie Reichsminister zur WertbestSnöigkeit öer ÄSHne.
Reichsminister Dr. Hermes sührte im Plenum des Reichstages aus:

„Mit den in beiden Anträgen enthaltenen Grundgedanken einer

schnelleren und besseren Anpassung der Löhne und Gehälter an die

Geldentwertung bin ich voll einverstanden. Die Lösung ist

schmierig, aber sie muh gefunden werden durch Verhandlungen

von Nc:ch, Ländern vnd Gemeinden mit ihren Arbeitnehmern.

Schon jetzt find Verhandlungen mit den Reichsarbeitern im

Gange, und die Verhandlungen mit den übrigen Gruppen werden

sortgeseizt werden. Das Auffinden des richtigen Wertmessers wird

vicllcicht einer ständigen periodisch zusammentretenden Loynkom»

Mission überlassen werden müssen."
Rcichsarbcitsminister Dr. Brauns äuherte sich solgendermatzen:

„ffür die vrivatmirtschastlichen Arbeitnehmer wird die not¬

wendige Wertbeständigkeit der Bezüge am schnellsten und besten

durch tarifvertragliche Vereinbarungen erreicht. Die Verbesserung
der Jndexfeststettung ist schon durchgeführt. Die Verhandlungen in

der Zentralarbeitsgemeinschoft betrachten mir noch nicht als ge¬

scheitert. Die Regierung billigt das Ziel beider Anträge, aber sie

hat gcmisse rechtliche und sachliche Bedenken gegen einzelne For¬

derungen des fozialdemo kr «tischen Antrages.
Die Regierung empfiehlt dagegen die Annahm«
des Antrages Marx."

Die Hozialöemokratie unö öie Wertbestönöigkei.
öer Löhne.

Die Sozialdemokratische Partei des Reichstages hat nachfolgenden

Antrag eingebracht:
Der Reichstag wolle beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen:

1. Sosort aus Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 24. Februar
d. I. eine Verordnung zur Erhaltung der Wertbeständigkeit für die

Gehalts- und Lohnbezüge aller Arbeiter, Angestellten und Beamten

In Reich, Ländern und Gemeinden zu erlassen.
Es ist zu bestimmen, dah die jeweils vereinbarte Entlohnung in

ein bestimmtes Verhältnis zur amtlich festgestellten Kaufkrast der

deutschen Reichsmark (Lohnmehziffer) gebracht wird. Zu den jeweils

vereinbarten Löhnen tritt «in Zuschlag nach dem Verhältnis der durch

den Lohnindex wöchentlich ermittelten Minderung der Kaufkrast der

Mark. Der Lohnindex setzt sich zusammen aus dem amtlichen

Lebenshalwngsindex und einem mit den zuständigen Organisationen

zu vereinbarenden Mehsaktor, durch welchen die in der Lohnzahlungs¬

woche zu erwartende weitere PreisSnderung Berücksichtigung findet.

Für die Beamten und die auf Privatdlenstvertrag tätigen Ange».

stellten sind diese Grundsätze sinngemäß anzuwenden;
2. nach dem gleichen Index die Sozialrenten und Unterstützungen

wertbeständig zu gestalten;
3. die zuständigen Stellen anzuweisen, Tarifverträge die Klauseln

zur Sicherung der Wertbeständigkeit des Arbeitseinkommens ent¬

halten, für rechtsverbindlich zu erklären;
4. sür die Angestellten in privaten Unternehmungen die mindestens

vierzehntägliche Gehaltszahlung anzuordnen;
5. Aufträge des Reichs nur an solche Firmen zu vergeben, die

sür ihre Arbeitnehmer die WertbestSndigkeit der Entlohnung ein¬

führen.
Vom Zentrum murde ein ähnlicher Antrag, der glcichsalls dis

Anpassung der Löhne an die Geldentwertung bezweckt, jedoch keine

Einzelheiten festlegt, eingebracht. Aus dem Antrag der Sozialdcmo-^
kratie ist der Punkt S angenommen worden, die übrigen Punkts

sind gemeinsam mit dem Antrag des Zentrums der Regierung als

Material für die Verhandlungen mit den Svitzengewerkschnften über¬

wiesen worden.

Wertbestönöige Fparanlagen.
Von Heinz P o t t h o f f - München.

Jn seine Richtlinien sür die Einführung eines wertbeständigen

Lohnes und Gehaltes hat der AfA-Bund auch die Forderung nach

Darbietung wertbeständiger Sparmöglichkeit aufg,e»
««mmen und damit einen Gedanken von sehr grotzer Tragweite

angeregt. Denn das Grundübel unserer Wirtschaft, aus dein neben

Geldentwertung und Teuerung auch die Gehaltsschwierigkeiten

größtenteils erwachsen, ist das Mißverhältnis oon Erzeugung und

Nachfrage nach Gütern. Wir leben heute noch wie im Kriege über

unsere Mittel, verzehren als Gesamtvolk mehr als wir erarbeiten,

verbrauchen also nicht mir unser Einkommen, sondern darüber

hirems den Rest unseres Vermögens und täuschen uns darüber nur

durch den Papiergeldschwindel mit der phantastischen Verschuldung
dcs Reiches.
Es besteht wenig Hoffnung, dah diese Bankrottwirtschaft aufhört,

solange der Sparer mit Verlust seines Zurückgelegten bestraft wird;

solange jeder den berechtigten Wunsch hat, sein Geld möglichst

schnell in Ware anzulegen. Aber gerade das schafft die geistige
Atmosphäre, in der der Wucher zur anerkannten Verkehre»
sitte werden konnte. Alle Preise haben sich heute von den Her»

stellungskosten gelöst. Soweit sie nicht von dem Weltmarkte be¬

einflußt werden, richten fie sich ausschließlich nach der Zahlungs¬
fähigkeit und Zahlungsmilllgkeit des Verbrauchers. Sie

lassen sich um so eher auf das Mah des Angemessenen zurückführen,
je mehr Gelegenheit dsr Geldbesitzer hat. sein Geld wertbeständig
aufzuheben.
Nun haben die zu diesem Zwecke von Staaten, Gemeinden und

anderen Stellen eingeführten wertbeständigen Anteihen zwei große
Bedenken gegen sich. Sie entwerten die Reichsmark, setzen diese
weiter außer Kurs und steigern damit die allgemeine Teuerung.
Und si« geben einem machsenden Teile des Volkes das Interesse
«n hohen Preisen. Namentlich die auf Getreide gegründeten
Anleihen, unter ihnen die mit Pfandbriefen verbundenen, sind höchst
bedenklich. Abgesehen davon, dah sie gar nicht wertbeständig, son¬
dern neben Valuta usw. auch noch von der Ernte abhängig stnd
und stch zu iidelsten Svekulationspapieren «Zwickeln dürften, geben
sie vielen Sparern ein Interesse am Brotwucher. Wenn einmal das

deutsch« Wirtschaftsleben wieder zur Gesundung kommt und unser«

Währung sich festigt, dann, werden die Agrarier in ihrer Forderung

nach staatlichem Zollschutz gegen weichende Korupreise Unter¬

stützung finden bei den vielen Besitzern von Roggenrentenbriefen

usw., die befürchten, bei Verbilligung des Brotpreises um ihre Er¬

sparnisse zu kommen.

Diesen Gefahren kann vorgebeugt werden, wenn die Gewerk«

schaften selbst die Organisierung des Sparwesens ihrer Mitglieder
in die Hand nehmen, die Sparkraft der Millionen sammeln und

ste sowohl unmittelbar wie durch die Art der Anlage den sozialen
Zwecken dienstbar machen, denen ihre ganze Arbeit gewidmet Ist.

Nach langem, viel zu langem Warten haben die freien Gewerk¬

schaften endlich die Gründung «iner Bank beschlossen, deren Be¬

deutung natürlich weit über die Spareinrichtung für die Mitglieder

hinausgeht. In deren Programm aber auch die Aufnahme und wert»

beständigs Anlage von Ersparnissen eins wichtige Rolle spielt.
Der AfA-Bund verlangt die Möglichkeit zü wertbeständiger An¬

lage nur zu dem Zwecke, dah Rücklagen für größer« Anschaffungen

gemacht werden können. Darüber hinaus Ist die Spareinrichtung

eng verknüpft mit der Frage des Soziallohnes. Nichts treibt

die Preise gewisser Bedarfsartikel und verschlechtert die Lage der

Familien weiter so sehr mie der Umstand, dah zahllose Arbeit¬

nehmer, die nur sür sich selbst zu sorgen haben, die gleiche«

Lohnfummen ausgeben, mit denen andere eine ganze Familie

erhalten müssen. Gegen eine starke Differenzierung der Löhne

sträuben sich die Gewerkschaften und haben einigen Grund dazu;

ohne den Zusammenschluß'der Unternchmer zu Berufskasseni

(Ausgleichskassen) bedeutet solche Differenzierung eine starke Ge>

fahr für die Beschäftigung, von Familienvätern.' Was deren Haus»

halt gefährdet, ist ja auch nicht das Verdienen des gleichen

Sehaltes durch den Ledigen, sondern dessen Verbrauch. Der

auf sich allein gestellte Arbeitnehmer mög den gleichen oder an¬

nähernd den gleichen Lohn bekommen wie der Familienversorger;

nur ausgeben soll er ihn nicht; weil das einen Verbrauch über,

das in unserer Notlage Zulässige hinaus und eine Verteuerung

für den ganz unzureichend entlohnten Famillenernährex bedeut«.
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Die Gewerkschaften würden nicht nur der Gesamtwirtschaft, son»

dern auch ihren Mitgliedern einen großen Dienst erweisen, wenn

sie die alleinstehenden, namentlich die unverheirateten, jungen An»

gestellten («or allem auch die weiblichen) veranlaßteir, von ihrcm

verhältnismäßig hohen Einkommen einen Teil zuriickzu»

legen? sei es zur Ansammlung eines Vermögensbestandes für

Heirat, Wohnungseinrichtung, Altersversorgung: sei es nur zur

Entlastung des Marktes von der gegenwärtig übergroßen Nachfrage.

Von wertbeständigen Anlagen sind zwei besonders wichtig: Bauten

und Aktien.

Mit erfreulicher Energie hat die Arbeiterschaft begonnen, das

Ban wesen selbst in die Hand zu nehmen. Die sozialen Bau»

betriebe verdienen kraftigste Unterstützung, Wenn die Gewerkschafts»

dank Milliarden an Ersparnissen in Boden und Wohnungen anlegte,

so könnte sie das S i e dl u n g s w c s en fördern und der Woh»

nungsnot steuern helfen.

Wenn sie aber das Spargeld benutzte, um Aktien guter, solider

Unternehmungen zu kaufen, so könnte sie damit den Einfluß auf

Wirtschast und Produktion gewinnen, der bisher auf dem Wege

über die Betriebsräte vergeblich erstrebt worden ist. Die Banken

haben die Gepflogenheit eingeführt, daß sie alle Aktien, die in ihrem

Depot liegen, auf den Generalversammlungen vertreten, soweit es

nicht der Kunde ausdrücklich verbietet. Früher geschah das wider»

rechtlich: neuerdings haben einzelne Banken einen dahingehenden

Satz in ihre allgemeinen Geschäftsbedingungen aufgenommen.

Warum nmchen es die Gewerkschaften nicht ebenso? Warum

sammeln fie nicht in ihrem Bankdepot alle Wertpapiere, die im

Besitze von angeschlossenen Gcwcrkschaftcn und Mitgücdcru sind,

ergänzen den Vorrat durch eigene Ansä,«ffungcn aus den eilige»

legten Spargeldern und gehen dann als Vertreter dicscs lAehrm:»

besttzes in die Aktiengesellschaften? Tüchtige Finanzsachvcrstäiidige,
die in der Generalversammlung die Interesse» der Arbeitnehmer

nicht nur des betreffenden Unternehme'!!?, sondern auch dcr Äitge-

mcinhsir zu vertreten wissen, sind vorhandcn.

Auf diese Weise könnten die Gewerkschaften eine Umstellung in

der deutschen Produßtion bewirken, die unerläßlich ist. Wir niüssen

das reine Prchiliiileresse zurückstellen hinter die Versorgung,
Was das Volk zum Unterhalte braucht, das muß i» crstcr Linie

produziert werden, Luxus hat dahinter zurückzustehcn, soweit er

nicht zum Verkaufe ins Ausland dient. Dann erst läht sich etn

besseres Verhältnis zivischcn 'Angebot und Nachfrage in dcn Gincrn

des Massenbedarfes erreichen. Gegemvärtig ist hicr das Verhält»

nis besonders ungünstig: deswegen ist die Preissteigerung hier be»

sondcrs stark (oici stärker als bei Luruswarcn), Öh!>z dcn Aus»

gleich von Angebot und Nachfrage läßt sich al«r auch die Lohn»

frage nicht befriedigend regeln. Kein Jndcrlohn iind keine

andere Form vermeintlich wertbeständiger Enüaimung kam? es

hindern, daß die Kaufkrast und Lebenshaltung dcr arbcitcudcn

Klassen ständig zurückgeht, solange nicht Praduttion und Ac»

brauch ins Gleichgewicht kommen und das Vsrhandcnc rich,ig,

gleichmäßig »erteilt wird. Beides wird gefördert dadurch, daß die

alleinstehenden Arbeitnehmer cinen Tcii! ihrc? Einkommens für

ihre Zukunft aufsparen und inzwischen ihrer Gewerstcha:': zu Zs«

zialen Zwecken zur Berfiigung stcllc!,,

Meöeremstellung unö Wnöigtmg!m besetzten Gebiei

Der Reichstag hat am 7. Juli das „Gesetz über Wiederein»

stellung und Kündigung in Teilen des Reichsgebietes" verab»

schiedet. Die Initiative zur Schaffung dieses erhöhten sozialen

Schutzes für die Angestellten und Arbeiter im besetzten Gebiet

war vom AsA-Bund ausgegangen, der schon zu Beginn des

Jahres wiederholt im Reichsarbeitsministerium ein solches

Gesetz verlangt hatte. Die dem AfA-Bund nahestehenden

Reichstagsabgeordneten ersuchten alsdann die fozialdemo»

kratische Neichstagsfraktion, gelegentlich der Etatberatungen

zum Reichsarbeitsministerium Ende April eine entsprechende

Entschließung aller Parteien herbeizuführen. Die bürger»

lichen Parteien lehnten damals das Verlangen als zu weit»

gehend ab Und beschränkten sich aus eine Entschließung, wo»

nach den im Ruhrgebiet entlassenen Arbeitern und Angestell»

ten lediglich eine Bevorzugung bei Neueinstellungen einge¬

räumt werden soll. Jn den folgenden Beratungen des So»

zialen Reichstagsausschusses legte hierauf Kollege Aufhciu »

ser einen vom AsA-Bund ausgearbeiteten fertigen Gesetz»

entwurf vor. Nun waren alle Parteien gezwungen, zu den

Einzelheiten Stellung zu nehmen. Es kam zu mehrtägigen,

lebhaften, aber doch nützlichen Auseinandersetzungen, Der

Gesetzentwurf wurde zwar noch nicht angenommen, aber

seine Grundlinien wurden zum Gegenstand einer Entschlie»

ßung aller Parteien, durch die an die Regierung die Auf»

forderung gerichtet war, eine entsprechende Gesetzesvorlage

his zum Wiederzusammentritt des Reichstags vorzulegen.

Ansang Juti lag dem Reichstag der Regierungsentwurf
vor. Der sozial- und wirtschaftspolitische Ausschuß des AfA»
Vorstands hatte schon vor Beginn der Neichstagsberatungen
wiederum eingehend die Vorlage durchgearbeitet. Unsere

Kollegen Aufhäuser und Giebel stellten eine Reihe
von Verbesserungsanträgen, die erfreulicherweise teils im

Ausschuß und teils erst im Plenum eine Mehrheit fanden.
Als besonderen Ersolg. sehen wir die jetzige Fassung des § 2

an. Nach der Regierungsfassung sollte das Recht auf Wieder¬

einstellung nur gegeben sein,

„wenn fie (die ausgeschiedenen Arbeitnehmer) zu dem be»

zeichneten Zeitpunkt entweder arbeitslos sind oder in einem

Arbeitsverhältnis stehen, das mit Rücksicht auf die Arbeits»

> bedingungen und ihre persönlichen Verhältnisse nicht als

angemessen erachtet werden kann".

Ebenso war im Z 6 vom Ausschuß eine Kündigung als zu»

lcWg betrachtet worden, wenn

«dem Arbeitnehmer eine andere Arbeitsstelle nachgewiesen
wird, deren Annahme ihm billigerweise zugemutet werden

kann."

Diese beiden Abschnitte sind nach laugen Kämpfen im Aus¬

schuß, schließlich im Plenum auf Grund gemeinsamer Antrüge
der Sozialdemokraten und Demokraten gestrichen worden, Ihr
Verbleiben im Gesetz hätte das Recht auf Wiedereiusteituiig
und die Küudigungsperre völlig illusorisch gemacht.

Bei dem weiteren Antrag auf Streichung des H 3 Ziffer 1

ist leider die Sozialdemokratie allein iind dainit in der Min»

derheit geblieben. Es ist im Plenum des Reichstags vom Be¬

richterstatter Aufhäuser mit Recht darauf "hingewiesen
worden, daß ein kausaler Zusammenhang zwischen Ruhrbe»

setzung und erfolgter Kündigung fast niemals mnuaudfre!

festgestellt werden kann. Der Unternehmer könnte nachträg¬

lich einen anderen Grund konstruieren, um so von der Wie-,

dereinstelluugspflicht befreit zu werden.

Größeren Erfolg hatten unsere Freunde im Reichstag wie¬

derum bei der Gestaltung des Z 7, der jetzt wörtlich einem

Antrag des Kollegen Aufhäuser entspricht, Dainit wird zum

erstenmal die Zuständigkeit der Gewerbe- und Kaufmanns»

gerichte auf alle Angestellten und Arbeiter ausgedehnt,
während in der Regierungsvorlage auch noch die ordentlichen

Gerichte vorgesehen waren.

Schließlich darf hier noch die Fassung zu § 10 in der Re¬

gierungsvorlage der inzwischen ongenommeuen, von der So¬

zialdemokratie beantragten gegenübergestellt werden, um

auch dabei eine grundsätzliche Verbesserung festzustellen,

Regierungsvorlage. RelchsSag^beschluß

(auf Grund des Antrag»
Aufhäuser u. G c n.l.

Die vorstehenden Vorschriften Tarifvsrtcaglichc Aerciulmruiii

gelten nur soweit, als nichr durch gen, die einen weitcrgchcuden so»

Tarifvertrag etwas anderes ver» zialen Schutz dcs Arbeitnehmer«
einbcrrt ift. bezwecken, bleiben von den Vor¬

schriften dicses Gcsctzcs unberührt.

Herr van Kerkhoff von der Dcuischnationalen Volkspartei
hatte im Plenum noch in letzter Minute versucht, die Wieder¬

herstellung der Regierungsfassting zu beantrage». Für

seinen Verschlechterungsantrag stimmten aber uur Deutsch»
nationale Volkspartei und Deutsche Volkspartei, d, h, die

Parteien der Thiel und Lambach vom DHV,
Bei der Gesamtabstimmung fanden sich nur uoch wenige

Deutschnationale, die das ganze Gesetz ablehnten. Es sind

dieselben „Patrioten", die bei jeder Gelegenheit vom Durch¬

halten an der Ruhr faseln, es aber ablehnen, den Ruhr¬

kämpfern irgendwelche soziale Schutzbestimmungen zu ge¬

währen, die ihnen die Tragfähigkeit im schweren Abwehr¬

kampfe geben könnten. Wenn die Schwerindustrie soziale
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Leistungen vollbringen soll, dann vseift man in der Partei

des „Angestelltenführers" Lambach auf soziale und auf

deutschnationale Betätigung. Dann entscheidet lediglich das

Geldbeutelinteresse.
Die Kameraden im besetzten Gebiet mögen nach diesem

Borgang selbst entscheiden, bei welcher Richtung ihre Inter¬

essenvertretung am besten gewahrt wird, bei den nationalisti¬

schen Phrasenhelden oder beim AfA-Bund.
Auf Grund der stark veränderten Fassung der jetzt verab¬

schiedeten Reichstagsfassung muß das Gcsetz nochmals an den

Reichsrat gehen. Wir halten es aber für nötig, hier den

Wortlaut zu bringen.

Beschluß des Reichstags.

§ 1. Die Vorschristen dieses Gesetzes gelten für die Betriebe im

besetzten Gebiet und im Einbruchsgebiet und in dcn ihnen gleich¬

zustellenden Bezirken.
Als Betriebe im Sinne dieses Gesetzes gelten die Betriebe im

Sinne des Z 9 des Betriebsrätegesetzes.
Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten die Arbeitnehmer

im Sinne der 8s 10 bis 12 Abf. 1 des Betriebsrätegesetzes, nicht
«ls Arbeitnehmer gelten die Vorstandsmitglieder und gesetzlichen

Vertreter von juristischen Personen und Personengesamtheiten des

privaten und ösfentlichen Rechts.
tz 2. Die Betriebsinhaber sind verpslichtet, die am 11. Januar

1S23 in ihren Betrieben beschäftigten und inzwischen ausgeschiedenen

Arbeitnehmer nach einem von der Reichsregierung zu bestimmenden

Zeitpunkt wieder einzustellen, wenn sie sich binnen drei Wochen nach

diesem Zeitpunkt zur Wiederaufnahme ihrer früheren Tätigkeit
melden.

Iür die von fremden Truppen odsr von Behörden der Besatzungs-

mächte in Hast genommenen oder aus dem besetzten Gebiet oder

dem Einbruchsgebiet ausgewiesenen Arbeitnehmer beginnt die Melde¬

srist erst mit dem Tage, an dem ihnen di« Rückkehr in ihren

Beschäftigungsort möglich ist.
Die Wiedereinstellungspflicht trifft auch die Rechtsnachfolger der

früheren Bctriebsinhabcr und diejenigen Personen, die den Betrieb

nls Geschäftsnachfolger tatsächlich fortführen. Entsprechendes gilt bei

ciner Mehrsachen Rechtsnachfolge oder bei einem mehrfachen Wechsel

der Geschästsnachsolger.
F 3, Eine Wiedercinstellungsvflicht besteht nicht:

1. wenn dcr Arbeitnehmer nachweislich nicht infolge der Ruhr¬

besctzung ausqcjchiedcn ist;
2. wenn dcm Betriebsinbaber die Wiedereinstellung infolge dcr

besonderen Verhältnisse des Betriebs (Beschästigungsmöglichkeit,
Wirtschaftlichkeit usw.) unmöglich ist:

3. wcnn der Arbeitnehmer aus einem in seinem Verhalten liegen¬

den wichtigen Grunde fristlos entlassen ist, oder wenn ein solcher
in scincm Verhalten liegender wichtiger Grund gegeben ist, der

mich dem Bürgerlichen Geseizbuch den Arbcitgcbcr zur fristlosen

Kündigung berechtigen würdc:
4. wenn er ausdrücklich nur zu vorübergehender Aushilfe odcr für

cinen vorübergehenden Zweck angestellt war.

8 4. Die arbeitslosen Arbeitnehmer sind binnen zwei Wochen nach
der Meldung, die in einem Arbeitsverhültnis stehenden Arbeitnehmer

(8 2) nach dessen nächstmöglicher Beendigung zu den Lohn- und

Arbeitsbedingungen wieder einzustellen, unter denen Arbeitnehmer
gleicher Art unter gleichen Verhältnissen beschäftigt werden: die

Wiedereinstellung braucht jedoch erst eine Woche nach dem Tage zu

erfolgen, an der'der wiedcreinstellungspflichtige Arbeitgeber von dem

Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses Kenntnis erhalten

hat. Die Arbeitnehmer sind tunlichst in gleicher Weise zu bcschästigcn

wie vor ihrem Ausscheiden: sie haben auch andere Arbeiten zu

übernehmen, die ihnen billigerweiss zugemutet werden können. Bei

der Berechnung von Dienst- oder Berufsjahren gilt die Zeit von

dsm Ausscheiden bis zur Wiedereinstellung auf Grund dieses Gc¬

setzes nicht als Unterbrechung der Dienftdaucr.

tz 5. Den Wiedereingestellten kann nur auf einen Zeitpunkt, der

drci Monate nach der Wiedereinstellung liegt, gekündigt werden,

soweit nicht bei der Kündigung aus dem Arbeitsvertrage das Arbeits¬

verhültnis zu eincm späteren Zeitpunkt enden würde.

Die gesetzlichen Vorschriften, nach Äenen fristlose Auflösung des

Arbeitsverhältnisses aus wichtigem Grunde zulässig ist, bleibe.» durch
diese Vorschrift unberührt.

8 6. Bis zu dem gemäß 8 2 von dcr Neichsrsqicrnng zu be¬

stimmenden Zeitpunkt ist eine Kündigung seitens des Arbeitgebers

unwirksam, es sci denn, daß

1, der Arbeitgeber nicht in der Lage ist, selbst menn ihm Mittel

aus der Erwerbslosenfürsorge gewährt wcrden sollten, den

Arbeitnehmer weiter zu beschäftigen:
2. ein in seinen« Verhalten liegender wichtiger Grund vorliegt, der

nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zu fristloser Kündigung be¬

rechtigen würde:
S. der Arbeitnehmer ausdrücklich nur zu vorübergehender Aushilfe

oder für einen vorübergehenden Zweck oder zur Pobe an¬

gestellt war:

4. dem bei einer Reichs-, Staats- oder Krnnmunalbehörde beschäf¬

tigten Arbeitnehmer eine andere Beschäftigung bei einer Reichs»,
Staats- oder Kommunalbehörde nachgewiesen wird, deren An»

nähme ihm billigerweiss zugemutet werden kann.

Soweit Arbeitnehmer, deren. Entlassung nach Abs. 1 nicht er¬

solgen kann, nicht mehr nutzbringend beschäftigt werden können,

darf die Arbeitszeit verkürzt und das Entgelt entsprechend, aber

nicht unter zwei Drittel herabgesetzt werden.

8 7. Für alle Streitigkeiten, die nus der Anwendung dieses Ge¬

setzes entstehen, sind, soweit es sich um Arbeiter oder um technische

Angestellte (S 3 Abs. 2 des Gewerbegerichtsgesetzes) handelt, die

Gemerbegerichte, für alle übrigen Angestellten die Kaufmannsgerichte

zuständig. Gemeinden, für die keine Gewerbegerichte oder Kauf»

mannsgerichte bestehen, sind von den obersten Landesbehörden hin»

sichtlich der Streitigkeiten aus diesem Gesetz einem Gewerbegericht
oder Kaufmannsgericht zuzuteilen.

§ 8. Der Arbeitnehmer kann Ansprüche ans Grund dieses Ge¬

setzes nur binnen zwei Wochen von dem Tage an gerichtlich geltend

machen, an dem ihm die Verweigerung der Wiedereinstellung oder

die Kündigung zugegangen ist.
Die Ansprüche erlöschen nicht, wenn der Arbeitnehmer aus

zwingenden Gründen verhindert war, die Klage zu erheben, und

wenn die Klage binnen zwei Wochen seit dem Wegfall der Verhinde¬

rung, spätestens jedoch binnen einem Monat, erhoben wird, Ent»

sprechendes gilt fllr die Meldefristen des Z 2.

Z 9, Wird cin Urteil nuf Wiedereinstellung rechtskräftig, so gilt

der Arbeitsvertrag fllr die Arbeitslosen als mit dem Tage der Mel¬

dung, für die übrigen Arbeitnehmer als mit dem Tage nach Ablauf

ihres früheren Arbeitsverhältnisses erneuert.

§ 10, Tarifliche Vereinbarungen, die einen weitergehenden so¬

zialen Schutz des Arbeitnehmers bezwecken, bleiben von den Vor¬

schriften dieses Gesetzes unberührt.

8 11. Die Reichsregierung ist ermächtigt, Bestimmungen zur

Ausführung des Gesetzes zu erlassen.
Die obersten Landesbehörden find ermächtigt, die ihnen in diesem

Gesetz übertragenen Befugnisse anderen Stellen zu übertragen.

8 12. Das Gesetz tritt mit einem Zeitpunkt außer Kraft, den die

Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats und nach Anhörung
dcs Ausschusses des Reichstags für foziale Angelegenheiten bestimmt.

Änöerung öes Versscheeungsgefetzes für Angestellte unö öer

Invaliöenversicherung.
Von Aug. Karsten, Mitglied des Reichstags.

Die Sozialversicherung taumelt von Krise zu Krise. Kaum ist ein

Sanierungsgcsetz fertig, schon treffen wieder neue schwere Schläge
die Versicherung bis an ihre Wurzeln. Jeder Stoß der Börsenjobber
und sonstigen Schwcrverdiencr gegen die deutsche Mark trifft auch
die Sozialversicherung. Doppelt schwer aber wird die Versicherung
darum getroffen, meil ihr Aufbau und ihre Grundlagen so schwer»
fällig sind, daß sie den Stößen keinen Widerstand entgegenfetzen
kann. Vor etwa einem halben Jahre wurde im Reichstag eine Vor»

läge verabschiedet, die der Versicherung neues Leben einflößen solltc.
Bereits nach kurzer Zeit war für jedermann augenfällig, daß die

Versicherung trotzdem wieder ties im Sumpfe saß. Wieder soll nun

ein neues Gesetz Besserung bringen. Am 4. Juli wurde es im

Reichstage verabschiedet. Dieses Gesetz bringt zwar mehr Beweg¬

lichkeit in das System, aber es schafft nicht die Voraussetzungen für

die Zweckerfüllung der Sozialversicherung: den Bedürftigen

Lebensmöglichkeiten zu schaffen. Das muß aber das

vornehmste, ja, das ureigenste Ziel der Sozialversicherung sein. Das

neue Gesetz geht in den alten Gleisen weite.'. Ganz «rhebliche Bei¬

träge werden gefordert, die aber ebensowenig denjenigen zugute

kommen, die die Beiträge zahlen, als jenen, die heute bereits Rente

beziehen. Die heutigen Rentenempfänger bekommen so außer»

ordentlich niedrige Renten auf Grund eigener Beitragsleistung, daß

ihnen durch Teuerungszuschläge geholfen werden soll. Die Renten

von eniigen 1000 Ml>. monatlich im günstigsten Falle werden durch
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30 000 Mk, monatliche Teuerungszuschlüge aufgeholfen. Die auf
Grund früherer Beitragsleistung zustehenden Steigerungssätze sind
durch die Geldentwertung zu einem Nichts zerronnen. Die neuen

Steigerungssätze wirken erst nach Jahr und Tag. Wenn vom

1, September ab die neuen Beiträge gelten und jemand mit cinem

Einkommen von 3 000 000 Mk. monatlich 120 000 Mk. Beitrag zwei
Jahre zahlt, so erhält cr dann dafür etwa 40 00g Mk. monatlich

mehr an Rente. Was ist ihm damit gedient? Znhlt cr aber jetzt
zchn Jahre diese Beiträge, und hat er dann 200 000 Mk. im Monat

Steigerungssatz zu beanspruchen, der Nentenfall tritt aber vielleicht

erst in zwanzig oder dreißig Jahren ein, so kann es doch wohl fehr
leicht dahin kommen, daß ihm dann, weil wir in späterer Zeit doch
wieder mit anderen Zahlen rechnen, dic ihm gesetzlich garantierten
und durch Beiträge erworbenen Renten gekürzt werden, weil er

sonst höhere Rente erhielte, als seine Kollegen in der Arbeit als

Gehalt erhalten. Jedenfalls gingen die Regierung und die bürger¬
lichen Parteien auf eine solche im Reichstagsausschusse gestaltete
Möglichkeit nicht ein, sondern schwiegen, und das besagte genug. —

Aber entscheidend ist schließlich die Frage: Soll die schlechtgestellte
heutige Generation zugunsten späterer Zeiten sparen? Das Sprich¬
wort heißt doch: Spare in der Zeit, so hast dn in der Not", und

nicht so: Spare in der Not dich ganz zu Tod". Das neue Gesetz
behandelt hintereinander die Angestelltenversicherung und die In¬

validenversicherung. Kernstücke des Gesetzes sind: die neuen Gehalts¬
und Lohnklassen, oie damit verbundenen Beitrags- und Rentensteige¬
rungssätze, die Erhöhung der Rentenzulage, die Schaffung eincr ein¬

heitlichen Marke für die Invalidenversicherung und die Anlegung der

Kapitalien.
Es merden auf die bestehenden 13 Gchaltsklassen 10 neue Klassen

ausgebaut. Die ncucn Klassen in der Angestelltenversicherung
sehen so nus:

Stelgeriingssich
Gchnlt im Womit Beitrag dn Jnhresmiete

sür jede» Beitrag

Klasse Mk, Mk. Mk.

13 60 000— 180 000 6 00« 792

14 180 000— 860 000 10 00« 1620

15 800 000— 540 000 17 00« 2 70«

16 540 000— 720 000 24 00« 8 78«

17 72« 000— 990 000 82 000 6 130

13 990 000—1260 000 42 000 6 750

19 1 260 «00—1 62« 000 64 «00 8 640

20 1 «2« 000—1 980 000 68 000 1« 800

21 1 98« 000—2 43« «00 82 ««« 13 23«

22 2 430 00«—2 970 000 100 00« 16 20«

23 2 97« «0« und mehr 124 000 19 71«

Jn ähnlicher angleichender Form sind auch 10 neue Klassen in der

Invalidenversicherung geschaffen. Auf den ersten Blick erscheinen
vielleicht die Klassen bis 3 000 00« Mk. zu hoch. Die Regierung hatte
auch nur bis 522 000 Mk, vorgesehen. Aber diese hohen Klassen,
die man Vorratsklassen für die spätere Zeit begsichnetc, werden heute
bereits sür einige und im nächsten Monat sicherlich für eine nicht
unerhebliche Anzahl Angestellter maßgebend sein. Anders als zu
den niedrigen Gehaltsklassen stand die Regierung zu den Beiträgen,
In der höchsten Klasse (622 00« Mk,) forderte sie 42 «0« Mk. Beitrag,
während dann, wie oben ersichtlich, bei 2 970 000 Mk. Gchalt
124 000 Mb. Beitrag festgesetzt wurde. Wie erhellt sich das? Die

Negierung wollte in der bisherigen Weise die Steigerungssätze fest¬
legen. Würde das erfolgt sein, so mürde allerdings bei 3 000 000

Mark Gehalt etwa 250 000 Mk. Beitrag monatlich notwendig ge¬
wesen sein. Nach den bisherigen Versicherungsgrundlagen werden

sür jede Mark jährlicher Rentensteigerung 6 Mk. monatlich als Bei¬

trag zur Deckung notwendig. Von den freigewerkschafilichen An¬

gestellten- und Avbeitervertretern wurde der so errechnete Beitrag
als zu hoch bekämpft und betont, daß die Steigerungssätze unter den

heutigen Verhältnissen unmöglich geworden sind. Es wurde ver¬

langt, daß für die neuen Lohnklassen, keine Erhöhung der Steige¬
rungssätze eintreten sollte. Dann wäre es möglich gewesen, die Bei¬

träge noch weiter zu ermäßigen, als letztgültig geschehen, und trotz¬
dem hätte man für die Gegenwart weit höhere Renten gewähren
können. Die Not nnter den Rentenempfängern ist so groß, daß
auch wirklich diesen erst mal geholfen werden müßte, ehe man ins

Ungewisse hinein Gelder zusammenscharrt. Aber die Negierung
sowohl als auch die bürgerlichen Parteien konnten aus ihren alten

Bahnen nicht gebracht werden. Schließlich sahen sie allerdings
die Tatsache ein, daß man bei 3 000 000 Mk. Monatseinkommen keine

260 000 Mk, Beitrag erheben kann. Sie ließen sich schließlich dazu
herbei, den Steigerungssatz auf die Hälfte herabzusetzen, nm dadurch
den Beitrag zu ermäßigen. Trotzdem ist natürlich der Beitrag noch
sehr hoch, ohne für die Zukunft eine ausreichende Rente sicherzu¬
stellen, und ohne die jetzt laufenden Renten dcr Geldentwertung
anzupassen.
Die alten Beitragsklassen 1 bis 12 wcrden bis auf weiteres ge¬

sperrt, nur Lehrlinge und jugendliche Angestellte mit weniger als
12 000 Mk. Monatsgehalt können nach der alten Klasse 8 Beiträge
entrichten. Bei dcr Bemessung des Verdienstes werden Gehalts-

zuschlüge niit Rücksicht auf dcn Familienstand nicht gercchnet. Dis

Bestimmungen über Waisenrente wurden für beide Ver¬

sicherungszweige wesentlich geändert. Künftig iverden den ehelichen
Kindern gleichgestellt dic Stiefkmder und Enkel, für die dcr Ver¬

storbene mindcstcns ein Jahr gesorgt hat, die für ehelich erklärten

Kinder, die nn Kindes Statt angenommenen Kinder iind dic un¬

ehelichen Kinder, wenn die Vaterschaft des Verstorbenen festgestellt
ist. Dic gleiche Bcstimmung gilt nuch siir dcn Bczug dcs Kiudcr-

geldes nn Rentenempfänger. Für dic Witwenrente isi infofcrii
eine Aenderung eingetreten, als nuch dann die Witwcnrenie ge¬
zahlt wird, wenn die Ehe nnch dem Eintritt dcr Erivei bslinsähigkeit
geschlossen ist, und der Tod nach dreijähriger Ehe eintritt. Dicsc
Verbesserungen erfolgten auf Anträge der sozinldcmokraliichcn
Vertreter.

Die Renten setzen sich wie folgt zusammen: Das Ruhcgcld be¬

trägt jährlich 7200 Mk. Grundbetrag uud den Stcigerungssälzcn
auf Grund der Beitragsleistung, außerdem nxrden bis auf wcitcrcs

360 000 Mk. Rentenzulage gewährt. Die Gesamtbezüge stellen sich
heute günstigstenfalls auf 33 000 Mk. monntlich: dazu kommen

800 Mk. monatlich für jedes Kind. Die Witwenrente beträgt vier

Zehntel des Ruhegeldes und außerdem eine Rentenzulage von

860 000 Mk. jährlich. Die Waise erhält zwei Zehntel des Ruhe-
gelbes und 180 000 Mk. Zulage. Das sind „Niesenbeträgc" bei den

dauernd hohen Beiträgen.
Erheblichen Raum bei der Beratung nahm die Diskussion cin

über die Anlage der Vermögen. Schon bei der Beitragssrnge
und den Steigsrungssätzen murde die Frage der Wertbeständigkeit
eingehend diskutiert. Die dazu vorliegenden Anträge konnten aber

nicht verwirklicht merden, da die ganzen technischen Voiaussetznngen
dafür fehlten. Bei der Schwerfälligkeit des Apparates ist das

Problem der Wertbeständigkeit kaum durchzuführen. Es müßten,
wenn eine Gold- oder Dollarbasis dnrchgeführt werdcn sollte, doch
auch alle Monate die Marken neub>cwertet herauskommen. Der

Verkauf und die Abrechnung der Marken mürdcn sich aber fo kom¬

plizieren, daß ein geregelter Geschäftsgang nicht möglich wäre.

Solche radikalen Aenderungcn bedingen auch eine radikale Aende¬

rung des Systems. Davon hat mnn aber bei der Verhandlung
nichts gehört.
Vor allem muß abcr, menn den Versicherten die Wertbeständig¬

keit der Leistungen gesichert sein sollen, den Versicherungen dic Mög¬
lichkeit gegeben sein, alle Gelder auch wertbeständig anzulegcn. Das

ist heute aber noch längst nicht gegeben.
Dagegen wurde eine wesentliche Neuerung für dic Anlegung der

Veiinögen durchgeführt. Eine ganze Reihe neuer Anlagensmöglich-
keiten wurden festgelegt. So können kurzfristige und andere Dar¬

lehen dem Reich, den Ländern, Körperschaften dcs offemlicl?en
Rechts, Hypotheken-, Aktienbanken nsw, gegeben werden: An¬

legung des Vermögens in sichere Hypotheken für inländische Grund¬

stücke und in vorübergehende Forderungen, für die eine ausreichende
Sicherheit besteht, ist ebenfalls jetzt gegeben. Außerdem können

Darlehen sür gemeinnützige Zwecke gegeben werden, auch ist cine

Beteiligung nn solchen Unternehmilngcn inöglich. Dnbci gcitcu als

gemeinnützlich auch Genossenschaften und deren Zentralen, dcrcn

Tätigkeit satzungsmätzig ausschließlich odsr vorwiegend den Ver¬

sicherten der Angestellten- nnd Invalidenversicherung zugute kommt.

Von vornherein wird im Gesetz dabei gesagt, daß, soweit Anlage-
möglichkeit vorhanden ift, das Vermögen wertbeständig anzulegen

ist. Auf Antrag der Sozialdemskrnten wurde fcrncr beschlossen,
daß nicht mehr als 26 Proz. des Bermögcns in Reichs- oder Staats¬

papieren angelegt werden darf.
Durch, diese Erweiterung der Vermögensanlagemöglichkcit übcr

den engen Rahmen der mündelsicheren Anlage sind dic Versicherun¬
gen vor allzu großer Geldentwertung geschützt,
Jn den Schlußbcstimmungcn wird dem Arbeitsministcr das Recht

gegeben, weitere Gehaltsklassen, und für diesc Klassen entsprechende
Beiträge nnd Steigerungssätze, aufzubauen, auch ist der Arbeits¬

ministcr berechtigt, untere Gehaltsklnfsen zu sperren, wcnn weitere

Geldentwertung das erforderlich machen solltc. Damit wird ciii Zu¬
stand beseitigt, der in den letzten Monaten eingetreten ist. Wcil
keine Beitragssteigerung möglich war und der iu den niedrigen Bei¬

trägen abgesetzte Anteil an den Verwaltungskosten zahlenmäßig
nur gering ist, verschlang die Verwaltung einen Riesenanteil an den

escunten Einnahmen. Es war nicht mehr möglich, das Heilver-
ahren durchzuführen usw. Von diesem Zustande wurde die In¬

validenversicherung noch dadurch weit stärker getroffen, weil diesc ja
eine laufende Rentenlast zu tragen hat, die in der Ängestelltcnver-
sicherung noch verhältnismäßig gering ist, da die ersten Renten erst
seit Januar laufen.
Heute allerdings ist der Zustand noch nicht behoben. Die neuen

Beiträge können erst erhoben werden, sobald die neuen Marken her¬

gestellt und ausgegeben sind. Für die Invalidenversicherung wird

der neue Beitrag voraussichtlich mit dem 20. August eintreten,

währenddem in dcr Angestelltenversicherung wohl der 1, September
abgewartet werden muß. Der Verkaufsbeginn der neuen Marken

bedeutet aber noch nicht, daß an diesem Termin dis Versicherungen
die erhöhten Einnahmen haben: dieses wird erst nach der Abrech-
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nung mit der Post, etwa Mitte Oktober, der Fall sein. Die 360 ooo

Mark jährliche Rentenzulagen werden daher auch nicht sofort in

Kraft treten, sondern erst frühestens Mitte August. Bis dahin gilt

die alte Zulage von 9000 Mark jährlich.

Im ganzen sei zu diesem neuen Gesetz noch gesagt: Die Bertreter

der freien, Angestellten, und Arbeiterorganisationen haben versucht,

die Versicherung aus neue Grundlagen zu stellen, nach dem ihnen

das nur zum kleinen Teil bet der Ermäßigung der Steigerungssätze

geglückt ist, war durchgreifende Besserung in der Sozialversicherung

nicht zu erreichen. All die weiteren Verbesserungen die erzielt

wurden, find gewiß nicht zu unterschätzen, aber sie werden nicht auf.

hallen, daß immer wieder gedoktert werden muh. Es ist ein unhalt.

darer Zustand, wenn Milliarden festgelegt merden müssen für künf»

tige Rentenleistungen,, die sür die Dauer der Geldentwertung doch

keine angemessenen Renten bringen können. Bei einer Besserung

des Geldwertes wird die garantierte Rente aber nicht gehalten.

Andererseits ist kein Geld in der heutigen Zeit für das dringend

nötige Heilversahren und für die jetzigen Renten vorhanden. Heute

sind die Rentenempfänger auf die Nvtstandsgefctzgsbung. die auf

Kosten des Reiches (80 Proz.) und der Gemeinden (20 Proz.) geht,

angewiesen. Aus dieser Gesetzgebung erhalten sie ein Existenzmini,
mum von 360 000 Mk. monatlich zugebilligt, also etwa neunmal sa

viel als wie die Nente beträgt. Das Heilverfahren bedarf dringend

des Umfanges wie vor dem Kriege, es ist heute fast eingestellt. Die

Krankheiten und Seuchen können nicht geheilt wcrden, weil die

Gelder angehäuft werden müssen. Die Heilanstalten aber leer stehen.

Das ist cin unhaltbarer Zustand. Die Angestellten und Arbeiter

müssen sich mit aller Entschiedenheit gegen solche falschen, nichl nach

sozialen, fondern rein privatkapitalistischen Methoden in der Sozial¬

versicherung wenden.

Zungen in en-

>K. Seit Mai 1921 lag dem Reichstage ein Gesetzentwurf

vor, der eine ganze Anzahl Bestimmungen der Reichsversiche-

rungsoronuug ändern sollte. Die Beratung wurde immer wieder

hinausgeschoben, weil bei der Beratung alle Parteien eine

größere Revision der Reichsversicherungsordnung vornehmen

wollten, für längere Beratung dieses Entwurfs war aber nie»

mals genügend Zeit vorhanden. So kam es, daß inzwischen

einzelne Sachen aus der Borlage als vordringlich vorweg be»

handelt morden find, anderer Stoff in anderen Gesetzen mit¬

verarbeitet wurde. Bor den Sommerferien des Reichstags

Zollte das Gesetz aber unbedingt fertig werden und daher

mußten die Parteien ihre Wünsche zu diesem Gesetz sich für die

Beratung späterer Vorlagen aufsparen. Das Gesetz sollte nun

deswegen noch jetzt verabschiedet werden, weil eine Neubear¬

beitung der RVO. unbedingt vorgenommen werden muß. Die

unzähligen Aenderungen an der RVO. haben diese selbst für

dcn Fachmann völlig unübersichtlich gemacht. Daß aber selbst

einige dringende Fragen nicht geklärt wurden, ist nicht zu

billigen. So hatten beispielsweise die Sozialdemokraten ver¬

langt, daß endlich die Gleichberechtigung der Versicherten in

dcn Betriebskrankenkassen den Arbeitgebern gegenüber erfol»

gen solle, daß die Arbeiterersatzkrankenkassen mit den Ange-

ftelltei'ersatzkrankenkassen gleichberechtigt werden sollten und

daß die kleinen Unfallrenten aufgebessert werden sollten. Die

anderen Parteien lehnten die Behandlung dieser Fragen ab.

Demgegenüber kamen die bürgerlichen Angestelltenvertreter

Lambach, Thiel und Gerig mit einem Antrage, der die Schaf¬

fung von Berufskrankenkässen vorsah. Die Sozialdemokraten

machten dann auch hiergegen energisch Front und so wurde

auch diese Frage, nicht zum Schaden der Versicherten, zurzeit

unbeantwortet gelassen.
Aus den verbleibenden vielen Aenderungen der RVO. seien

folgende wichtigen kurz mitgeteilt. Der Krankenversicherung

sind künftig auch unterstellt: Bühnenmitglieder und Musiker,

ohne Rücksicht auf den Kunstwert ihrer Leistungen, Angestellte
iu Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der Fürsorge, der

.Kranken- und Wohlfahrtspflege. — Bei der Berechnung der

Jahresarbeitsverdienste znr Prüfung der Frage der Versiche¬

rungspflicht werden die Sozialbezüge nicht gerechnet. — Die

Satzung der Kasse kann bestimmen, daß das Krankengeld für

Verheiratete und Ledige sowie nach der Zahl der Kinder ab¬

gestuft wird. — Ferner kann die Satzung den Vorstand er¬

mächtigen, daß für eingetretene Versicherungs- (Krankheits-)
fälle das Krankengeld den Veränderungen des Geldwertes

angepaßt wird. Bisher konnte im Verlauf eines Kranken¬

geldbezuges das Krankengeld nicht erhöht werden. — Sodann

wnrde beschlossen, daß das Oberversicherungsamt auch dann

die Genehmigung zur Gründung einer Betriebskrankenkasse

versagen kann, wenn der Betriebsrat gegen die Gründung ist.
— Erwerbslose konnten bisher, wenn die Unterstützungszeit

in der Erwerbslosenfürsorge für sie abgelaufen war, ihre frei¬

willige Mitgliedschaft in der Kasse nicht beantragen. Für diese

Fälle ist jetzt auch eine Frist von 3 Wochen vorgesehen, —

Ferner kann die Satzung der Kasse dsn Vorstand jetzt er¬

mächtigen, für Sozial- und Kleinrentner sowie für Erwerbs¬

lose, die nicht in der Erwerbslosenfürsorge stehen, und sür

andere Fürsorgeberechtigte die Krankenpflege zu übernehmen,

wenn der Kasse voller Ersatz für den Einzelfall und ein ange¬

messener Teil für Verwaltungskosten erstattet wird. Mit

dieser Bestimmung ist ein erster Schritt getan zur Beseitigung

des unsozialen Armenarztsystems. — Jn der Unfallversicherung

wurden alle die Paragraphen geändert, in denen bestimmte

Beträge oder Summen genannt waren. Diese Summen und

Beträge setzt künftig das Arbeitsministerium fest. Das gilt

beispielsweise für die Festsetzung der Jahresarbeitsverdiciiste,
dem Sterbegeldmindestbetrage und der Drittelnngsgrenze.

Auch der der Rentenberechnung zugrundezulegende Jahres¬

arbeitsverdienst soll künftig das Arbeitsministerium festlegen

können, ohne daß der Reichstag damit das Recht ausgibt, ge¬

gebenenfalls von sich aus in der Frage Beschlüsse zu fassen.

Bei den gegenwärtigen Verhältnissen mnß aber schnell ge¬

handelt werden können, und wenn dem Arbeitsnüinstermm

das Recht zuerkannt wurde, so sind ja die Gewerkschaften uud

die Jnvalidenorganisationen da. um gegebenenfalls dem Mini¬

sterium die nötigen Vorschläge zu machen. — Sehr wesentlich

für Angestellte ist noch die Bestimmung, daß künftighin für

Betriebsbeamte und Angestellte die Versicherungspslichtgrenze

beseitigt ist und diese nunmehr ohne Ausnahme der Unfall¬

versicherung unterstehen. Eine alte Forderung des AfA»

Bundes ist damit durch einen Antrag der Sozialdemokraten

in Erfüllung gegangen.
— Geradezu scheußlich ist es aber, daß

man es abgelehnt hat, für die Unfallrentner, die weniger als

3N5 Proz. Rente beziehen, eine Rentenzulage zu gewähren.

Diese armseligen Renten von 2g, 30 oder 40 Mk. im ganzen

Vierteljahr sind doch ein Hohn für diefe Verletzten. Mir ist

dieser Tage erst wieder ein Fall bekanntgeworden, wo eine

74jährige Arbeiterin sogar sage und schreibe 4 Mark im ganzen

Vierteljahr erhält für eine verkrüppelte Hand. Die Regierung

erklärte, daß die Frage der kleinen Unfallrentner im Zusam»

menhang mit der Abfindungsfrage behandelt werden müsse.

Die Regierung will diefe Renten abfinden, aber nicht erhöhen.

Da die bürgerlichen Parteien aber gegen die Beratung der

Sache waren, verbleibt es bei den jetzigen unhaltbaren kleinen

Unfallrenten.

t^s^ir machen die AM-Funktionäre besonders darauf aufmerksam, daß diese Ausgabe der AfA-Bundes-

Zeitung wichtig ist und neues Material über die wertbeständigen Löhne, ein Gesetz über Wiederein¬

stellung und Kündigung im besetzten Gebiet und die letzten gesetzgeberischen Maßnahmen zu einer einschneidenden

Reform der Angestelltenversicherung und der übrigen Sozialversicherung enthält. — ES ist dringend zu

empfehlen, diese Fragen zum Gegenstand der Erörterungen in den Vertretersitzungen und sonstigen Versamm-

lungen der Ottskartelle zu machen. Eine besondere VortragsdiSposition über wertbeftändige Löhne wird den

FunktionärenzumSelbstkostenpreis zurVerfügunggeftMundkanndurchdaszuM
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MsnmGige Aufklärung über öen Angestelltenfchu
Von Divl.-Kausm. I. Kupser, Handelsaussichtsbeamter.

II. (Schluß,)

Die Ortsgruppen, Betriebsräte und sonstigen Interessenten

sollten sich, wo dies noch nicht geschehen ist, einen Sammelakt

„Gewerbe» und Handelsaussicht" anlegen.

Der Inhalt dieses Aktes wär« etwa: Beschwerden von Ange»

stellten über hygienisch unzulängliche Arbeits» und Geschäftsräume,

Bedürfnisanstalten, Waschi- und Ankleideräume, über besondere Er»

krankungen und Betriebsunfälle, solche über Arbeitszeit, Pausen,

Ladenschluß, Nachtarbeit, Sonntagsruhe, über Konkurrenzklausel,

Kündigung, Arbeitsordnungen, Lehrlingsfragen und ähnliches.

Sonstige Notizen, Parlamentsberichte usw., die mit dem Ange»

stelltenjchutz in Verbindung stehen, wären ebensalls in diesen

Eammelakt einzulegen. Damit käme dann schon etwas System

tn die Sache.
Nun, wissen wir aber, daß wir es nicht nur beim allgemeinen

Angestelltenrecht, sondern «uch beim Angestellten»

schutzrecht mit außerordentlich vielen und unüberstcht»

jichen Gesetzesbestimmungen zu tun haben. Die Kenntnis der

einschlägigen Bestimmungen ist aber insbesondere bei Entgegen»

nähme von Beschwerden sür di« Gewerkschaftsbeamten dringend

erwünscht. Dadurch wird auch vermieden, daß voni staatlichen

Aussichtsbeamten mitunter Unmögliches abzustellen verlangt

wird.
Als rechtliche Grundlagen ftir den Angeftelltenschutz

kommen in der Hauptsache in Frage:

Hinsichtlich:
1. Beschasfenheit der Arbeits» und B e tr i eb sr S um,:

K 62 Abs. 1 und 2 HGB.. 88 12«s und d. 139« und K GO.

2. Beschasfenheit der Dienstraume (z. B. bei Behörden»

angestellten, Angestellten der Träger der Reichsversicherung, der

sreien Berufe usw.): 8 «8 BGB.

3. Sitzgelegenheit sür Angestellte in offenen Verkaufs»

stellen: Bek. vom 28. November 1900 (RGBl. S. 1033).

4. Arbeitszeit der Angestellten. 8 1 und 8 ? Abs. 1 der VO.

vom IS. Mörz 1919 (RGBl. S. 315).

5. Pausen. Z 2 Abs. 1 und 2 der WO, vom 18. Mörz 1919 bzw,

§8 139c und 6 GO.

«.Aushänge: s) betr. Beginn und Ende der Arbeitszeit und

der Pausen: b) Ueberardeltstchel, § 3 und § S Abs. 3 der VO. vom

18. März 1919.

7. Führung eines U eberstund en v« r z« i chn isseo, 8 4

Abs. 2 der VO. vom IS. März 1919.

S. Regelung der Ueberarbeit. § S Abf. 1 und 2. Z 7 Abs. 1

und 3 der WO. vom IS. März 1919.

9. Vegutachtim» von U eb« rar b e i tsg esuch en, g 10 der VO.

vom IS. Mörz 1919.

1». Ladenschluß, 8 9 der VO. vom 18. März 1919, 88 139e

und l GO.

II. Sonntagsruhe, 8 S der VO. vom IS. März 1919, 8 41»,

S IVSd Abs. 2 und 3 TO. in der Fassung vom S. Februar 1919

(RGBl. S. 176). 88 103c. 1«5e, 105K und 105i GO.' Daneben noch

eine Reihe lanvesrechtlicher Bestimmungen sowie Anordnungen lxr

oberen und unteren Werwaltungsbohörden.

12. Wettbemerbsv«rbot, Gesetz zur Aenderung der LZ 74,

75 und?S Abs. 1 HGB. vom 10. Juni 1914.

13. Lehrlingsausbildung, Fortbildungsschul»

pflicht. 88 76 und 77 HGB., 88 12« und 139i GO.

14, Bekämpfung der Lehrlingszüchterei, 8 76 Abf. 2

und 3 HGB,, 8 128 im Zusammenhang mit 8 139l GO,

15. Kinderschutz. 88 3 bis «. 8 bis 13, 15 und 17 des Kinder»

schutzgesetzes.
16, HeImarbeit (diese ist auch im Wandels-, besonders aber Im

Versicherungsgewerbe öster sestzustellen). 8 2 Zifs. 2, 88 7, 12, 13, IS,

17 bis 19, 21 Abs. 1 und 23 des Hausarbeitsgesetzes.

17, Arbeitsordnungen. 8 139K GO. (A,°O, sind vo, geschne»
ben sür offene Berkaussstellen, in denen in der Regel mindestens

zwanzig Gehilfen und Lehrlinge beschäftigt werden )

IS. Wahl von Betriebsvertretungen, 88 1. 2, ö (in «ln»

zelnen Ländern auch 8 93 btzw. 8 103) des BRG.

19. Borlage der Tarifv«rträge, 8 7 Abs. 4 der VO, vom

18. März 1919, (Nach diescr Vorschrift muß dem für den Bezirk zu»

ständigen Gewerbe» und Handelsaufsichtsamt bzw. dem Gewevberat

von jedem abgeschlossenen Tarifvertrag eine Abschrist übermittelt

werden.) —

Die vorstehende Zusammenstellung umsaht dic wichligsten reich?»

gesetzlichen AngesteUtenjchutzbestimmungen. Allerdings — darüber

besteht vielfach Unklarheit — ist zu beachten, daß nach dcr derzeitigen

Rechtslage «in großer T«il der angeführten Bestimmungen wohl von

dem Handelsaufsichtsbeamten überwacht werden kann, daß aber bet

Verstößen nur eine gütliche (jedoch unverbindliche) Vcrcinbarung

«wischen dem Aussichtsbeamten und Geschäftsinhaber in Frage kommt,

daß also Zwangsmatznahmen, wie sie von den Gewerbe»

auffichtsbeamten bei Verfehlung gegen die Arbeiter schutzoorschrih
ten mit Vorteil angewendet werden können, für den Ang.ejtelltcnschutz

heute noch fehlen. Diese Form der Handelsaussicht ist aber (aus»

genommen die VO, über die Sonntagsruhe vom 5. Februar 1919

und die VO. über die Arbeitszeit vom 18. März 1919) zurzeit

tn Deutschland die gegebene: innerhalb diescr engen Ercnzen

haben wir Handelsaufsichtsbcamte unsere Tätigkeit zu entfalten:

von solchem Gesichtspunkt aus kommt man dnnn erst zu cinem

objektiven Werturteil,

Am Schlüsse des kleinen Beitrages zur Angestelltenschugfrage noch

eine praktische, leicht durchführbare Anregung, Sämtliche Orts-

gruppenleiter der AfA-Venbände lassen die stichwortartig zusammen¬

gestellten Angestelllenischutzbestimmungen in Form eincs Rund¬

schreibens an ihre sämtlichen Betriebs- und sonstigen

Funktionäre hinausgehen. Wenn die Ottsgruppenlciter selbst

nicht übersehen, den Sammelakt „Geiverlx- und Handelsaufsichr" aus

dem laufenden zu halten, ist die planmäßige Ai,sti«rung über den

Angestelltenlschutz bestimmt ein Stück vorwärts gebracht,

Abkürzungen: HGB, ^ Handeksgcsc(,blick, BGB, Biirgcrlichrs

Gcfttzbücn, GO, — Gewerbeordnung, BNG, ^ Bctricl^rni^kscl.,, VO, -

Verordnung, Bek,' BekamUmachung, NGBl,, S, - Rciciisgeschblatt,

Seite.

öer preußischen Gewerbeauffichtsbeamten für ^LS.
Von W. St «ehr.

Der Bericht ist in 3 Gruppen unterteilt:

1. Arbeiter im allgemeinen, Arbeiterinnen und jugendliche
Arbeiter.

2. Schutz der Arbeiter vor Gefahren.

Z. Wirtschastliche und sittliche Zustände der Arbeiterbevölkerung.

Wohlfahrtselnrichwngen, Verschiedenes.
Am Schlüsse des Berichtsjahres waren im Gewerbeaufsichtsdienst

t»t,g:
s) bei den Regierungen 3 Oberregierungs» und Gemerberiite und

12 Gewerberäte als gewerbetechnijche Hilfsarbeiter sowie «in Ge»

werberat in Sigmaringen,

d) bei der Ortsverwaltung 172 Gewerberate, 13 Gewerbeassistenten

und 4S Gewerbepflegerinnen.
Zusammen: 274 Beamte: im Vorbereitungsdienst waren 30 Ge»

werbereferendare beschäftigt. Außerdem waren bei den Gewerbe»

aufsichtsämtern 24 Hilfsbeamte aus dem Arbeitcrstand »nd 12 aus

dem Angestelltenstand tätig. Für den Bereich der Vcrgverwaltung

stnd 63 Bergrevierbeamte tätig gewesen,
Jm allgemeinen wird eine Zunahme der beschäftigten Arbeitneh¬

mer festgestellt, die am stärksten im Regierungsbezirk Potsdam mit

34 Proz. in die Erscheinung tritt. Nach den angegebenen Zahlen

kommt eine Steigerung mehr beschäftigter Arbeitnehiner von ca.

15 Proz. tn Betracht. In vielen Bezirken finden wir eine Steige»

rung der Beschäftigung weiblicher und jugendlicher Arbeitskräfte, die

über den allgemeinen Steigerungsmaßstab der insgesamt beschäftig»

ten Arbeitnehmer erheblich hinausgeht.

Die Nichtbeachtung der Verordnungen über die tägliche Arbeits¬

zeit tst in manchen Bezirken In starkem Maße zu verzeichnen, ob¬

gleich den von den Arbeitgebern nachgesuchten ArbcitszeitoerlSngc-

rungen in Form von Ueberstunden in weitgehendem Maße untcr

Zustimmung der Betriebsvertretungen Rechnung getragen worden ist
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Unsere Beachtung verdienen die Vorgänge Im Bankgewerbe. Der

Bericht von Wiesbaden zeigt den Arbeitgebern einen Weg, der,
wenn er endgültig Rechtskraft erlangen würde, für die Bankcmgestell»
ten den Achtstundentag illusorisch machen würde. Die ungesunde

Entwicklung in diesem Berufe wird durch den Bericht des Berliner

Aufsichtsbeamten illustriert. Die Handelsaufsicht muß diesen Dingen

besondere Beachtung schenken. Einzelne Berichte, namentlich aus den

Grenzgebieten, berichten über BetriebsetnschrSnkungen und Betriebs»

stillegungen, die uns besonders darauf hinweisen, diesem Gebiet

unsere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Die Einstellung der Arbeit«

geber zu diesen Fragen ist aus den Verhandlungen im Vorläufigen
Reichswirtschaftsrat bekannt.

Jn wenigen Berichten wird über die Einstellung der Arbeitgeber

zu den Fragen der Erhaltung des Wirtschaftsfriedens berichtet. Cs

verdient besondere Beachtung, dasz dort die Abneigung zur Tätigung
von Tarifverträgen seitens einzelner Unternehmervereinigungen fest»

gestellt wird.

Die Einhaltung der Arbeitszeit in Bäckereien wird im allgemeinen
als befriedigend bezeichnet, wenn auch namentlich in kleinen Be»

trieben Überschreitungen festgestellt worden sind. Die erfolgreiche
Mitarbeit der Arbeitnehmer-Organisationen wird in den meisten
Fällen besonders bescheinigt. Jn den meisten Berichten wird der

Tätigkeit der Betriebsräte im besonderen gedacht und festgestellt,
daß auf diesem Gebiet beachtliche Fortschritte zu verzeichnen sind.
Die Erziehung der jugendlichen Mitarbeiter, Beseitigung von Streitig»
keiten der Belegschaften mit der Betriebsleitung usw. zeigen, daß
die Betriebsvertretungen sich immer mehr mit den ihnen zugewiesenen
gesetzlichen Aufgaben vertraut gemacht haben.

Interessante Ausführungen finden sich in dem Abschnitt Arbeite»

rinnen. Wenn der Bericht von Oberschlesten sagt, daß die Zahl der

unehelichen Geburten ganz besonders zurückgegangen sei, dieser
Umstand aber nicht in der Hebung (der Sittlichkeit in diesen Kreisen)
zu suchen sei, dann darf man sich wohl die Frage stellen, ob diese
Erscheinung nicht auch anderweitig zu beachten ist und ob nicht tiefere
foziale Ursachen für diese Wahrnehmung in Betracht kommen.

Jm einzelnen w'.rd festgestellt, daß die Arbeitsleistung in ganz

erheblichem Maße gestiegen ist; eine Tatsache, der man im allge«
meinen nicht in dem notwendigen Maße in der Berichterstattung
Rechnung getragen hat.

^
Die unzulängliche Lohnpolitik wird nur in geringem Maße er»

mahnt, während von anderer Seite in den Berichten von den den

Lebensbedürfnissen angepaßten Löhnen gesprochen wird. Eine Auf»
fassung, die den bekannten Tatsachen direkt entgegensteht. Im allge.
meinen muß nach den Berichten festgestellt werden und entspricht
es auch der Auffassung einzelner Aussichtsbeamten, daß die zum Teil

nicht unerheblichen Uebertretungen der Arbeitgeber einen Anreiz
durch die für diese Uebertretungen verhängten Strafen finden. Die

in den Berichten erwähnten Verurteilungen können in keinem Fall«
dazu beitragen, Uebertretungen zu verhindern.

Ueber die Beschäftigung jugendlicher Arbeitnehmer wird von allen

Aussichtsbeamten eingehend berichtet und im allgemeinen festgestellt,
daß eine Besserung in bezug auf Arbeitsleistung und Verhalten
zu verzeichnen ist. Erhebliche Klagen merden noch gegen die in nicht
beruflicher Tätigkeit beschäftigten jugendlichen Arbeitnehmer laut,
die von seiten der Berichterstatter auch zum großen Teil auf die

unliebsamen Erscheinungen der vergangenen Jahre zurückgeführt wird.

Jn einem großenteils der Berichte findet man in Verkennung
der tatsächlichen Verhältnisse die Auffassung vertreten, daß die hohe

Entlohnung der Jugendlichen die Ursache der unliebsamen Erschein««»

gen ist. In keinem der Berichte findet man diesen Gedanken nach»
gehend eine Aeußerung über die durch nichts begründete Mangel»

hafte Entlohnung der Arbeitnehmer überhaupt.

Es kann den Aufsichtsbeamten doch nicht unbekannt sein, daß ein«

recht erhebliche Anzahl jugendlicher Arbeitnehmer vorhanden sind,
die auf eigenen Füßen stehen, für ihren Lebensunterhalt und alles

was damit zusammenhängt, selbst zu sorgen haben, also auf eine

Entlohnung Anspruch haben, die diesen Feststellungen entspricht. Alle

Klagen über schlechte Gesittung, über Unmoral u. a. m. habcn doch

ihren Grund in dcr Tatsache, daß die Entlohnung den Existenz«

bedingungen auf der ganzen Linie nicht entspricht. Wir hätten e»

verstanden, wenn in den Berichten die Tatsache der ungenügenden

Entlohnung einer eingehenden Betrachtung unterzogen worden wäre,

anstatt hier von einer zu hohen Entlohnung einer Arbeitnehmer«

gruppe zn berichten, ohne die von uns vorstehend gekennzeichnete»
Verhältnisse zu betrachten.

In fast allen Berichten wird der gesunde Einfluß der Gewerk«

schaften auf die Bildungsbestrebungen der Arbeitnehmer lobend er»

wähnt, die rege Mitarbeit der berufenen Instanzen anerkannt und

damit die Notwendigkeit gekennzeichnet, den Ausbau der Gewerk»

schaften im Interesse der Wirtschaft mit aller Kraft zu fördern.

Die Reichsregierung zur Technischen Aothslfe.
Die Abgeordneten Bräunig, Aushäuser, Giebel usw. haben vor

einiger Zeit der Reichsregierung die nachfolgenden ö Fragen mit

dem Ersuchen um Auskunft übermittelt:

1. Jst der Reichsregierung bekannt, daß der Bundesausschuß des

Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes einem Auftrage
! des iin Juni 1922 in Leipzig stattgefundenen 11. Kongresses

der Gewerkschaften Deutschlands folgend im Oktober 1922

Regeln fllr Streiks in gemeinnöttgen Betrieben aufgestellt und

die angeschlossenen Gewerkschaften verpflichtet hat, ein Ver»

zeichnis für Notarbeiten, die bei Arbeitsniederlegung in ge«

meinnötigen Betrieben auszuführen sind, aufzustellen? >

2. Jst dsr Reichsregierung bekannt, daß auf Grund dieses Be»

schlusses bereits mehrere Gewerkschaften ihre Mitglieder
satzungsgemäß zur Ausführung bestimmter in einem besonderen
Verzeichnis vorgesehener Notarbeiten verpflichten?

8. Jst die Reichsregierung in der Lage, über die Verwendung
der Technischen Nothilfe seit 1. Januar 1923 nähere Auskunst
zu geben, und zwar über:

>7 ») die Zahl der Fälle, in denen die Technische Nothilfe zur Ab«

wendung eines drohenden oder zur Beseitigung eines be»

^' reits eingetretenen Notstandes eingesetzt wurde:
b) die Orte und Betriebe oder Betriebsabteilungen, in denen

^ dec Einsatz der Technischen Nothilfe erfolgt ist:

^ e) den Umfang und die Dauer des Einsatzes: ,
i

cl) den Anlaß der Arbeitseinstellung? !

4. Ist der Reichsregierung bekannt:
',, s.) in wie vielen Fällen und in welchen Orten und Betrieben

^
die Arbeitseinstellung auf Beschluß oder im Einverständnis
und unter Führung der zuständigen oder im Betrieb vor»

herrschenden Gewerkschaft erfolgt.
K) in wieviel Fällen und in welchen Orten und Betrieben die

Arbeitseinstellung ohne Beteiligung oder gegen den Willen

der zuständigen Gewerkschaften erfolgte?
5. Jst die Reichsregierung bereit, auf der Grundlage des unter
- 1. erwähnten Beschlusses mit den Spitzenorganlsationen der

Gewerkschaften eine Vereinbarung mit dem Ziele der Ab«

schafsung der Technischen Nothilfe zu treffen?

Der Reichsminister des Innern hat daraufhin am 22. Juni 1923

für die Reichsregierung wie folgt geantwortet: ,

Zu 1. Ja. ,

i

Zu 2. Der Reichsregierung ist bekannt, daß die Durchführung des

Beschlusses zu 1. der Anfrage bei den Gewerkschaften im

Gange ist.

Zu 3a. Die Technische Nothilfe ist in der Zeit vom 1. Januar
bis 12. Juni 1923 aus 17 Anlässen an 24 Einsatzorten t«

SO Einsatzstellen (Betrieben usw.) eingesetzt worden.

Zu 4s und'K. Die erforderlichen Feststellungen waren bei der

Kürze der Zeit nicht zu treffen. Sobald die Ermittlungen ab»

geschlossen sein werden, wird die Reichsregierung auf Wunsch
der Antragsteller die Anfrage entsprechend ergänzen.

Zu S. Die Reichsregierung ist zu Verhandlungen mit den

Spitzenorganisationen auf Grund des in Nr. 1 der Anfrage
erwähnten Beschlusses bereit. Sie hat bereits im Oktober

vorigen Jahres mit dem Vorstand des Allgemeinen Deutschen
Ger«rkschaftsbundes Verhandlungen über eine Vereinbarung
zur Verrichtung der Notstandsarbeiten durch die Gemerkschaften
eingeleitet. Diese Verhandlungen konnten infolge langwieriger

Vorarbeiten von den Gewerkschaften bisher nicht zu Ende ge«

führt merden.

Die Reichsregierung hat wiederholt, zuletzt durch den Reichs»
minister des Innern in der 30S. Sitzung des Reichstages vom

22. Februar 1923 — Sitzungsbericht Seit« 9831 O) — bei der

- Beratung des Etats der Technischen Nothtlfe erklärt, daß sie
die Technische Nothilfe nicht als eine dauernde Einrichtung be»

trachtet. Sie hat dort auch die Voraussetzungen angegeben, bel

deren Eintreten die Technische Nothilfe als überflüssig bezeichnet
werden kann. ,

Wir haben die Antwort auf die Fragen 3b, c und 6 fortgelassen,
da hier 24 Fälle aufgeführt wurden, in denen die Technische Not»

Hilfe eingesetzt worden ist. Wir werden uns demnächst noch einmal

ausführlicher mit der technischen Nothilfe und mit der Stellung der

Reichsregierung gegenüber der Forderung der Gewerkschaften aus

Ablösung der Technischen Nothilfe beschäftigen.
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Ächlffsingenisure unö Äeemaschinjsten.
An, Sonntng, den 17. und am Montag, dcn 18. Juni 1923 fand

in Homburg dcr ordentliche Verbandstag statt. Jm voraus ging

eine Feier aus Anlaß des 39jährigen Bestehens dcr Organisation.

Dis Ortsgruppe Hamburg hatte, unterstützt von den dcin AsA-Bund

angeschlossenen Organisationen, dcr Genossenschast deutscher

Bühnenangehörigen und der Internationalen Artisten-Loge, für

eine der Bedeutung des Tages entsprechende Veranstaltung gesorgt.

Im Auftrage des Bervcmdes deutscher Schiffsingenieurc begrüßte

der Kollege Wegner die anwejenden Gäste und Mitglieder. Dec

vom AsA-Bund cur Stelle des durch parlainentarische Tätigkeit

verhinderten Kollegen Aufhäuser entsandte Kollege Stöhr über¬

brachte die Glückwünsche der Spitzenorganisaiion.
Die Bedeutung des Seemannsberufes braucht an dieser Stelle

nicht besonders gewürdigt zu wcrden. Die aus den einzelnen

tastende Verantwortung sür das dem Fahrzeug anvertraute Gut

und für die an Bord befindlichen Mannschaften und Passagiere ist

bekannt.

Die organisatorische Erfassung dsr im Seemannsberufe tötigen

Arbeitnehmer stellt an die verantwortlichen Leiter der Organisationen

ganz besondere Anforderungen. Alte Ueberlieferungen spielen im

Seemannsberuse noch eine Rolle und die machen- und monate-

langsn Reisen erschweren die persönliche Verbindung und Ver¬

ständigung unter den Mitgliedschaften außerordentlich. Trotz

«Itcdcm ist die festgefügte Organisation dank der umsichtigen Leitung

heute ein anerkannt wichtiger Faktor in der Seeschiffahrt. Sie ist

mit an erster Stelle berufen und auch in der Lage, die für eine

Gewerkschaft unerläßlichen internationalen Verbindungen herzu¬

stellen und zu pflegen.
Die in der Festnummer des Verbandes zum Jubiläum vom In-

nud Ausland veröffentlichten Artikel der an der Seeschiffahrt be»

tciligten Organisationen beweisen diese Totsache. An den Ver¬

handlungen nahmen als ausländische Gäste teil die Kollegen

Venstra und Bauer aus Holland und der Kollege Hambold aus

Schweden, der die in einer Union verbundenen Organisationen von

Schweden, Norwegen, Dänemark und Finnland vertrat. Auf

Grund gegenseitiger Berständigung wurde in interner Besprechung

bcschlosscn, eine internationale Auskunftsstelle für die seeschiffahrt¬

treibenden Berufe, die ihren Sitz in Hamburg haben soll, ein¬

zurichten.
Neben der Erledigung geschäftlicher Angelegenheiten, bei der die

einstimmige Entlastung des Borstandes erfolgte, nahm das vom

Kollegen Freese behandelte Thema „Betriebsrätegesetz" und das

vom Kollegen Seifert zum Vortrag gebrachte Material „Gewerbe¬

aufsicht" die Aufmerksamkeit der Anwesenden ganz besonders in

Anspruch. Beide zeigten an Hand einwandfreien Materials die

zurücksetzend« Behandlung der an der Seeschiffalxrt beteiligten Be¬

völkerung nuf sozial- und wirtschaftspolitischsm Gebiet.

Der Verband gehört dem Aktionsausschuß seemännischer Ver¬

bände als Mitglied an. Die bei deu Verhandlungen geführten Aus¬

einandersetzungen zeigten die in der Seeschiffahrt ganz besonders

zu Tage tretende Notwendigkeit der gemeinsamen Interessenver¬

tretung aller Arbeitnehmer. Alle beteiligten Berufe sind oon dem

übermächtig erscheinenden Reederkopital gleich bedrückt und l>aben

das gleiche Interesse an der Durchführung erträglicher und gesetzlich

sichergestellter Arbeitsbedingungen.
Wir schätzen den Verband deutscher Schiffsingenieurs und See-

Maschinisten als Vorkämpfer dieser Bestrebungen und wünschcn

ihm nach Seemcmnsgrutz „Eine gute Fahrt".

Aus öer Angestellten-Augenööewegung.
Die Jugendbewegung im Zentralverband der Angestellten (ZdA.)

ist noch jung. Trotzdem hat sie sich in dor kurzen Zeit ihres Be¬

stehens so gut entwickelt, daß sie heute einen maßgebenden Faktor

in der Angestelltenjugend darstellt. Ueber 30 000 Lehrlinge und

jugendliche Angestellte beiderlei Geschlechts sind in rund

290 Iugendgruppen inncrhalb des Zentralverbandes in Deutschland

zusammengefaßt. In den Iugendgruppen des ZdA. wird Wert

darauf gelegt, daß die jugendlichen Angeftellten und Lehrlinge be¬

rufstüchtige Menschen werden. Der ZdA. sorgt aber auch dafür,

daß In wirtschaftlicher und sozialpoliüscher Hinficht allcs Erforder¬

liche für seine jugendlichen Mitglieder und darüber hinaus für die

gesamte Angestelltenjugend getan wird. Daneben wird der natür¬

liche Trieb der Jugend zn Tanz und Spiel und geselligem Bei¬

sammensein nicht vernachlässigt. Sportliche Veranstaltungen und

Wanderungen sollen dazu beitrage,,, den jugendlichen Körper und

den Gcist zu kräftigen zum Wohle des Volksganzen. Unter diesem

Leitstern standen insbesondere die größeren Vcrcmitaltungcn, dic die

Iugendgruppen dcs Jcntrnlverbandcs dcr Angrstciücu in dr»

lctztcn Wochen tro.fcn.
Das diesjährige Pfingstfest vereinigt? iu fast allcn Teilen Dcuisti'-

lands ZdA.-Jugend zu frohen Trcsfahrtc». aber auch z» crnjnr

Jugcndarbeit. Aus dein größtcn Teil dcr deutsche» Gaue, so aus

Bndcn, Hessen, Württemberg, Bayern, Mitteldeutschland, Thüringen,

Oberschlesicn und Schlesic» sowic Osiprcußcn wnr die Jugcnd "zu-

san»ncngckommen, um in dc» schöncn dculschc» Städlc» Dcssnu,

Elbing, Friedrichroda, Heidelberg, München, Ncustndr (Ob.-Schl,)
und Reichcnbach i. Schl. ci» Bekenntnis zum frcigcwc: tschaftüchc»

Gcdcmkcn abzulegen. Die gutc Beteiligung — es warc» Tausende

erschienen — dsr sich dis Vernnstaltimgcn zu crsreuc» hnttc», be¬

weist am besten, daß die freie Angestelltcnjugend bemußt vorwäris

schreitct. Die Jugendtagunge» verlicfen von bestem Geiste getragen

und dis Jugend darf deswegen stolz darauf sein, weil fast nüc

Darbietungen von ihr selbst bestritten murde». Jm Jntcrcssc der

Volksgefarntheit ist «s zu begrüßen, dnß die Jugcnd durch die Zu¬

sammenfassung in der Organisntion und durch die Veranstaltungen

ferngehalten wird von allen schädigende» Einflüsst» dcs Kinos, dcs

Tanzbodens usw. Es ist zu wünschen, dnß der Jugcndbcwcguug
des ZdA, die weitesten Sympathie» zugcmcndct werdcn.

7i

Arbeitszettgesetz.
AsA-Orkskariell Weimar.

In einer vom AfA-Ortskarlcll Weimar einberuft»«» Angestellte!,,.
Beamten- und Arbeiteroersammlnng wurde nach eincm Referat des

Kollegen Horn-Erfurt über das Arbeitszeitqcsctz folgende Resolution

angenommen:

„Die am 8, Juni 1923 versammelte» Arbeiter, Angcstclltc» und

Beamtenschaft nimmt auf das schärfste Stcllung gcgcn die gc-

plante Durchbrechung des gesetzliche» Achtstundentages durch d<»

Entwurf des Arbeitszeiigcsetzes. Die versammelte Ärbcitnchmcr-

schaft lehnt mit aller Entschiedenheit dos Kompromiß dcr Arbcil-

geber mit ihrer Gefolgschaft ab und ist bereit, mit alle» ihr zu

Gebote stehenden Mitteln die geplante Knebelung dcr Arbeit¬

nehmer zu verhindern. Insbesondere richtet sich die Empörung

gegcn die Fassung des 8 S, 6 „nd IS dcs Vorschlagcs, die, wenn

dersclbe zum Gesetz werden würde, die Arbeitnehmcrschaft schutz¬
los dcr Willkür der Arbeitgeber ols Ausbeutungsobjckt prcisgc-

>ebcn würden. Wir erwarten sowohl von den Spi^cngcwcrk-

chaften, den politischen Parteien, daß sie mit allen Mitteln sich

iafür einsetzen, dicses Arbeitsknebclungsgesctz zu Fall zu bri»gc»,

AsA-Orkskarlell Chemnitz.
-

Eine Massenversammlung der Angestellten oer Chemnitzer Metall¬

industrie befchLstigte stch vm 24. Mai 1923 mit dem Entwurf des

Arbeitszeitgesetzcs: nach ausführlichem Referat des Kollegen Hubing

(Butab) gelangte folgender Entschluß einstimmig zur Amicchmc:

„Die Angestellten der Chemnitzer Mctallindustrie erwarten von

den freigewerkschastlichen Svitzeiiorganisaticmc» uud dcn polilischc»

Arbeitnehmerparteien einc entschiedene Ablehnung »nd Bekämpfung

des Entwurfs des Arbeitnehmerzcitgesches. Sie schcn in den,

Entwurf einen Raub des Achtstnndcntagcs und eine Durchbrechung

des Jugcndschiitzes. Sie vcrurteilcn cmss schärfste das arbeitnchmcr-

feindliche Verhalten der bürgcrlichcn Angestclltcnvertrcter bci Bc-

ratilng und Abstimmung des Entwurfs.
Sie ersuchen gleichzeitig die auf den, inter»atio»n!c» sozialisti¬

schen Kongreß in Hamburg uersammclten Vertreter dcr Ärbeu-

nehmerparicien aller Ländcr alle ihre Kraft auf politifchcm und

gewerkschaftlichem Gebiete einzusetze», um sozialistischc Besticdu»-

gen, insbesondere den maximalen achtstündigen Arbeitstag in allcn

Ländern zu verwirklichen und gesetzlich zu vercmkcr»,

AfA-Orkskartell Zwickau.
Eine stark besucht: Versamnilnng des AfA-Ortskariclls Zwickau

nahm nach einem Referat über dcn Achtstundentag folgcndc Ent¬

schließung an.

„Dis am IS. Ma! in dcn Lindensälen z» Zmickau-Schcdcwitz

tagende, vom AfA-Bund einberufene Angestclltenvcrsnmmlung er¬

blickt in dcin Eutwurf des Reichsaroeitsministcriums und in de»

Vorschläge» des Reichswirtfchaftsrates zum Arbeitszeitgefetz einen

sreoelhaflcn Versuch, die gegenwärtigen Vorschriften ubsr de» Acht¬

stundentag wesentlich zu verschlechtern. —

Die Versammlung protestiert gegen diese angesteNtenfeiiidlrchc

Maßnahme und verlangt ein Gesetz, das den Achtstundentng wirk-

lich gewährleistet."
Diese Entschließung wurde gleichzeitig dem Reichsarbeitsmiinstcrium

übermittelt.
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Angestelltenversicherung.
AfA-Ortskartell Frankenberg i. Sa.

Die Delegierten des AfA-Ortskartells Frankenberg i. Sa. erhoben
in ihrer Gesamtheit Protest gegen die beabsichtigte Erhöhung der

Beiträge zur Angestelltenversicherung von 4840 Mk, nuf 42 000 Mk.

Sie fordern, daß Schritte unternommen werden, um diese unerhörte

Steigerung zu vermeiden.

Orksverwattung des Butab, Demih-Thumih.

Nachstehende Entschließung wurde in der Ortsverwaliungssitzung
dcs Bundes der technischen Angestellten und Beamten angenommen:

Die am 1. Mai d. I. aus dem Klosterberg Demitz-Thumitz ver»

himmelten technischen Angestellten der Hartsteinindustrie erheben
« einmütig Protest gegen die ungeheure Belastung durch die vom

1. Juli vorgesehene Bildung neuer Beitragsklassen in der An»
'

.icstclltenversicherung, welche in keinem Verhältnisse zu den

Leistungen stehen.
Die Kollegen erwarten vom AfA-Bund nach wie vor, daß er

sich vor den betreffenden Stellen dafür einsetzt, daß die Beiträge

entsprechend den Leistungen im Umlegeverscchren erhoben werden.

Das Muerunrecht.
AfA Orlskarkell Frankenberg i. Sa.

Die Delegierten des AfA-Ortskartells Frankenberg i. Sa. erheben
in ihrer Gesamtheit Einspruch gegen den Steuerunsinn der Reichs»
rcgicnmg. Während den Arbeitnehmern jeder Pfennig angerechnet
wird und dieselben zu über SO Proz, aller Steuern allein aufge-
bracht haben, werden den Kapitalisten von seiten der Regierung Kon¬

zessionen auf Konzessionen zugebilligt. Wir sind überzeugt, daß
unsere Kollegen an verantwortlichen Stellen schon alles tun, um

diesen ungesunden Zustand zu beseitigen, so bitten wir aber, nichts
unversucht zu lassen, um auch uns endlich Erleichterung zu schaffen.

Fchüierfahrkarten auch für Hospitanten usüi.
Wir wandten uns vor einiger Zeit mit einer Eingabe an das

Reichsverkehrsministerium und ersuchten dasselbe, die Vergünstigung
der Schülerfahrkarten auch solchen Schülern und Studierenden zu¬

gänglich zu machen, die bereits eine Lehrzeit in einem Berufe durch»
gemacht hnben, zur weiteren Ausbildung zurzeit die Schule be»

suchen (Hospitanten usw.). Der Reichsverkehrsminister erwiderte

nuf unsere Eingaben mit Schreiben vom 7, Juni folgendes:

„Es ist beabsichtigt, die Schülerscchrkarten auch solchen Schülern
und Studierenden zugänglich zu machen, die bereits eine Lehr»
zeit in einem Beruf durchgemacht habcn, aber während der Zeit,
in der sie die Schule besuchcn. weder ihren Beruf ausüben, noch
nus ihm Einkünfte beziehen, die ihre Lebenshaltung gewährleisten.
Dis Tarifbcstimmungen werdcn möglichst bald geändert werden."

Danach ist seitens dcs Ministeriums dem Antrage des AfA-Bundes
stattgegeben worden.

Wir bittcn dic Kollegen im Reiche, auf Grund dieser Entschei¬
dung des Verkehrsministeriums bei vorliegenden Fällen hiervon
Gebrauch zu machen.

Der Faschismus in Deutschland uon Paul Kninpffmener. Verlag
Buchhandlung Vorwärts. Grundzahl 0,3S.

Die Arbeiterinnen und die Gewerkschasten von Adolf Braun.

Zweite umgearbeitete und ergänzte Auflage. 1923. Verlag J.H.W.
Dietz Nachfolger. Grundzahl «,S0.

Die Neuherausgnbe der Braunschen Schrift inuß hochwillkommen
bezeichnet werdcn. Sis führt trcfflich in das Wescn der Gewerk¬

schaften ein, zerstreut die leider noch vorhandenen Borurteile gegen
dis öffentliche Tätigkeit der Frauen und schärft dns Gewissen dcr

Männer, denen die Wichtigkeit nnd Dringlichkeit der Organisation
dcr Arbeiterinnen noch nicht völlig zum Bewußtsein gekommen ist.
Die Gewerkschaftsbewegung erscheint bci Braun als eine große, den

ganzen Mcnschen erfassende Kulturbewegung, Dic Braunsche Schrist
gibt nicht nur dem Gemerkschafts-, sondern auch dem Kulturpolitikcr,
der planmäßig an einer sittlichen Hebung der Menschheit arbeitet,

reiche Anregungen, Dieser Schrift ist die weiteste Verbreitung in

allen politischen, gewerkschaftlichen und kulturell interessierten
Kreisen zu wünschen,

Deutschlands Außenpolitik und das Weltstaakssystem von Gcr^rd

Lütkens. Verlag I. H. W. Dich Nachf., Berlin SW. 68, Linden-
straße 3. Grundzahl 2,S0.

Der Artikelschreiber zeichnet mit festen Strichen den Untergang
des deutschen Berfassungswerkes oon 1343/49 und die Einigung
Klein.Deutschlands durch die Politik Bismarcks. Die Gründ-

gedcmken, Methoden un5 Voraussetzungen der B.°smarckschen Außen»
Politik werden dargelegt. Daran schließt sich eine lebendige Schilde-
rung der wilhelminischen Politik. Der Verfasser würdigt schließlich
auch noch den Friedensvertrag und den Völkerbund in einer kritischen
Betrachtung.

„Unser Kampf um Brot und Arbeitsplatz." Das staatlich,
Bodenamt in Prag verrichtet ganze Arbeit. Seine unumschränkte
Machtfülle beweist es augenfällig durch die feste Abficht, die Boden»

resorm bis Ende 1927 restlos durchzuführen. Der gesamte Groß»
grundbesitz soll also innerhalb vicr Jahren in die Hände des „land»
armen Bolkes" übergesührt werden. Neue, zum grohen Teil recht
zweifelhafte Existenzen sollen künstlich aus dem Boden gestampft,
taufende in der Bewirtschaftung von Grund und Boden verankerte
und gesicherte Existenzen ganz willkürlich vernichtet wsrden. Un»

gehört sollsn die vielen Warnungen und Verzmeislungs'chreie ver»

hallen, die die land- und forstwirtschaftlich!: Arbeitnehmerschast seit
Jahr und Tag «hebt. Zu dem ungeheuren Heere der Arbeitslosen
und Verzweifelten werden gewaltsam neue Scharen himzugsstoßer.I
Viele davon werden vielleicht schon morgen oder übermorgen die

bange Frage zu beantworten haben: Was geschieht mit mir nnd

meiner Familie?
Die foziale Schutzgesetzgebung sür die in Land- und Forstwirt»

schaft Tätigen ift eine solche, daß insbesondere die deutscheu land»

und forstwirtschaftlichen Arbeitnehmer mit größter Sorge in die

Zukunft blicken müssen.
Welches Los disssr Menschen harrt und wsichen Gründen diese

„Bodenreform" entspringt, zeigt eine von E, Stecker, Sekretär des

Zentraloerbandes dcr Angestellten in Industrie, Handel und Ver»

kehr, Sitz Tcplitz-Schönau, verfaßte und im Verlag Robert Wantoch
in Turr.-Teplitz erschienene Broschüre. Sie enthält eine zusammen¬
fassende Kritik der Bodenreformgesetzgebung, bespricht vor allem

ihre sozialpolitischen Mängel und legt auch insbesondere den natio»

nalistisch-chauvinistischen Zweck der tschechoslowakischen Boden¬

reform dar.

Jedermann muß die Sachlichkeit der der Broschüre zugrunde
liegenden Argumentation anerkennen, und es sollte keinen Forst-
und Güterbeamten, keinen land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter,
keinen Häusler und Kleinlcmdmirt geben, dcr nicht im Besitze diescr
lesenswerten Schrift wäre.

Der Wert der Broschüre wird erhöht durch den Umstand, daß
hier zum erstenmal zusammenfassende konkrete und durchführbare
Borschläge für die Noocllierung der Bodenrsformgefetzgcbung unter¬

breitet werden, worin das Minimum der Existenzsicherung für die

land- und forstwirtschaftlichen Arbeitnehmer enthalten ist.
Nationale Unduldsamkeit und eine staunenswerte Naivität in

volkswirtschaftlichen Dingen wollcn eine ganze Gruppe tciusender
ehrlich arbeitender Menschen der größten Verelendung überant¬

worten. Die Broschüre erfüllt in vollem Mnße die Aufgabe, den

Opfern dieser Politik in ihrem Kampfe zu dienen.

Alle jene, die mittelbar oder unmittelbar an der Bodenreform

interessiert sind, müssen diese Broschüre gelesen haben.
Das hübsch ausgestattete Heft kostet 2,40 Kr. und ist zu beziehen

gegen Voreinsendung dicscs Betrages nebst SO Hellern für Porto
vom Verlag Robert Wantoch, Turn-Teplitz, oder direkt vom Her¬

ausgeber: Zentralverband der Angestellten in Industrie, Handcl und

Verkehr, Wtz Teplitz-Schönau, Seilcrstr. 1/1 II. Wenn rekomman¬

dierte Zusendung gewünscht wird, erhöht sich der Portosatz um

2 Kr. Bei Abnahme von mindestens S Broschüren nuf einmal

S Proz. Nachlaß, bei mindestcns 10 Stück 10 Proz., bei mindestens
20 Stück 20 Proz., bei mindestens 30 Stück 2S Proz. Nachlaß.

„Das Freigeld." Eine Kritik von Dr. Oskar Stillich, Jn-

dustriebcamten-Berlag, Berlin NW.' S2, Preis: Grundzahl 1,20 Mk.

mal Schlüsselzahl dcs Börsenvcrcins.
Jn Zeiten sozialcr Krisen fehlt es nicht an verblüffend einfachen

Rezepten zu ihrer Ueberwindung. Dazu zählen auch die Vorschläge

des Finanz- nnd Geldwesens ein Berufener dazu. Die Schrift ist

flüssig geschrieben und behandelt in verständlicher Weife die schwie-

rigen Probleme des Geldwesens. Sie füllt cine empfindliche Lücke

aus. Jcdcr, der sich mit dieser gerade sür die Gegenwart bsdeut»

samen Frage eingehender bcssssen will, sollte sich die sorgfältige
Lektüre des Stillich'schen Buches angelegen sein lassen.

Die diesmalige Ausgabe der AfA-Bundeszeitung erscheint als

Dovpslnun?mer. Die nächste Ausgabe erfolgt am 1. September 1923.
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